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Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen In-

formationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend 
informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.  
 

Um welche Art der Versicherung handelt es sich? 

Wir bieten Ihnen eine private Unfallversicherung an. Diese schützt Sie gegen finanzielle Risiken durch Unfallverletzungen. 

 

Was ist versichert? 

 Versichert sind Unfälle. Ein Unfall liegt z. B. vor, wenn die 

versicherte Person sich verletzt, weil sie stolpert, ausrutscht 

oder stürzt. Dafür bieten wir insbesondere folgende Leistungs-
arten: 

Geldleistungen 

 Einmalige Invaliditätsleistung bei dauerhaften Beeinträchti-

gungen (z. B. Bewegungseinschränkungen). 

 Einmalige Leistung falls die versicherte Person durch einen 

Unfall verstirbt. 

 Kostenersatz für Such-, Bergungs- und Rettungseinsätze. 

 Kostenersatz für kosmetische Operationen nach einem Unfall. 

Dienstleistungen 

 Schulische Nachhilfe für mitversicherte minderjährige Kinder, 

die nach einem Unfall vier Wochen oder länger nicht zur 

Schule gehen können. 
Die Leistungsarten und die Versicherungssummen dazu verein-

baren wir mit Ihnen im Versicherungsvertrag.

 

 

Was ist nicht versichert? 

 Krankheiten (z. B. Diabetes, Gelenksarthrose, Schlaganfall). 

 Kosten für die ärztliche Heilbehandlung. 

 Sachschäden (z. B. Brille, Kleidung). 

 

 

Gibt es Deckungsbeschränkungen? 

Nicht alle denkbaren Fälle sind versichert. Vom Versicherungs-

schutz ausgeschlossen sind z. B.: 

! Unfälle durch Alkohol- oder Drogenkonsum; 

! Unfälle bei der vorsätzlichen Begehung einer Straftat; 

! Bandscheibenschäden; 

! Infektionen und Vergiftungen. 

Wenn Unfallfolgen und Krankheiten zusammentreffen, kann es 

zu Leistungskürzungen kommen. 

 

 

Wo bin ich versichert? 

 Sie haben weltweit Versicherungsschutz. 

 

 

Welche Verpflichtungen habe ich? 

- Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 

- Die Versicherungsprämien müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen. 

- Nach einem Unfall müssen Sie sofort einen Arzt aufsuchen und uns über den Unfall informieren. 

 

 

Wann und wie zahle ich? 

Die Beiträge zu Ihrer Unfallversicherung werden monatlich von Ihrem Gehalt einbehalten. Nur falls ein Gehaltseinzug nicht möglich ist, kann der 

Beitrag auch per Lastschrift von einem deutschen Girokonto eingezogen werden. 

 

 

Wann beginnt und endet die Deckung? 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein / der Versicherungsbescheinigung angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung ist, 

dass Sie die erste Versicherungsprämie rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherungsverträge sind auf die Dauer eines Monats 

abgeschlossen und verlängern sich jeweils von Monat zu Monat. 

 

 

Wie kann ich den Vertrag kündigen? 

Sie oder wir können den Vertrag während des laufenden Monats zum Ende des nächsten Monats kündigen. 
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ALTE LEIPZIGER 

Versicherung Aktiengesellschaft 

 

Allgemeine Unfall-Versicherungsbedingungen (AL-AUB 2008)  

– Fassung September 2017 – 
 

Sie als Versicherungsnehmer sind unser Vertragspartner. Versicherte Person können Sie oder jemand anderer sein. 

Wir als Versicherer erbringen die vertraglich vereinbarten Leistungen. 
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Der Versicherungsumfang 

1 Was ist versichert?  

1.1 Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die der versicher-

ten Person während der Wirksamkeit des Vertrages zustoßen. 

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt. 

1.3 Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein 

plötzlich von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis (Unfallereignis) 
unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet. 

1.3.1 Gesundheitsschädigungen durch Unfälle, die die versicherte 

Person bei rechtmäßiger Verteidigung oder bei Bemühungen zur Rettung 
von Menschenleben, Sachen oder Tieren erleidet, gelten als unfreiwillig 

eingetreten.  

1.3.2 Ein Unfall liegt auch vor, wenn die versicherte Person unfreiwil-
lig Gesundheitsschäden durch allmähliche Einwirkung von Gasen und 

Dämpfen erleidet, sofern es sich nicht um Gesundheitsschäden handelt, die 

als Berufs- und Gewerbekrankheiten gelten. 

1.3.3 Tauchtypische Gesundheitsschäden wie z.B. Caissonkrankheit 

oder Trommelfellverletzung oder der Ertrinkungs- oder Erstickungstod 

unter Wasser gelten als Unfall, auch wenn kein Unfallereignis eingetreten 
ist. 

1.3.4 Insektenbisse und -stiche sind auch Unfälle. Der Ausschluss von 

Infektionen gemäß Ziffer 5.2.4.1 bleibt davon unberührt. 

1.4 Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstrengung 

an Gliedmaßen oder Wirbelsäule 

 ein Gelenk verrenkt wird oder 

 Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln gezerrt oder zerrissen werden.  

1.5 Auf die Regelungen über die Einschränkungen der Leistung 

(Ziffer 3), nicht versicherbare Personen (Ziffer 4) sowie die Ausschlüsse 
(Ziffer 5) weisen wir hin. Sie gelten für alle Leistungsarten. 

2 Welche Leistungsarten können vereinbart werden? 

Die Leistungsarten, die Sie vereinbaren können, werden im Folgenden 
oder in zusätzlichen Bedingungen beschrieben.  

Die von Ihnen mit uns vereinbarten Leistungsarten und die Versicherungs-

summen ergeben sich aus dem Vertrag. 

2.1 Invaliditätsleistung 

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

2.1.1.1 Die körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten 
Person ist unfallbedingt dauerhaft beeinträchtigt (Invalidität). Eine Beein-

trächtigung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich länger als drei Jahre 

bestehen wird und eine Änderung des Zustandes nicht erwartet werden 
kann. 

Die Invalidität ist 

 innerhalb eines Jahres nach dem Unfall eingetreten und 

 innerhalb von 21 Monaten nach dem Unfall von einem Arzt schriftlich 

festgestellt und von Ihnen bei uns geltend gemacht worden. 

2.1.1.2 Kein Anspruch auf Invaliditätsleistung besteht, wenn die versi-

cherte Person unfallbedingt innerhalb eines Jahres nach dem Unfall stirbt. 
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2.1.2 Art und Höhe der Leistung: 

2.1.2.1 Die Invaliditätsleistung zahlen wir als Kapitalbetrag. 

2.1.2.2 Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die Versiche-

rungssumme und der Grad der unfallbedingten Invalidität.  

2.1.2.2.1 Bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit der nachstehend 

genannten Körperteile und Sinnesorgane gelten ausschließlich die folgen-

den Invaliditätsgrade:  

Arm  70 % 

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks 65 % 

Arm unterhalb des Ellenbogengelenks 60 % 
Hand   55 % 

Daumen  20 % 

Zeigefinger 10 % 

anderer Finger 5 % 

Bein über der Mitte des Oberschenkels 70 % 
Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60 % 

Bein bis unterhalb des Knies 50 % 

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45 % 
Fuß   40 % 

große Zehe 5 % 

andere Zehe 2 % 

Auge  50 % 

Gehör auf einem Ohr 30 % 

Geruchssinn 10 % 
Geschmackssinn 5 % 

Bei Teilverlust oder teilweiser Funktionsbeeinträchtigung gilt der entspre-

chende Teil des jeweiligen Prozentsatzes. 

2.1.2.2.2 Für andere Körperteile und Sinnesorgane bemisst sich der Inva-

liditätsgrad danach, inwieweit die normale körperliche oder geistige 

Leistungsfähigkeit insgesamt beeinträchtigt ist. Dabei sind ausschließlich 
medizinische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 

2.1.2.2.3 Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane oder deren 

Funktionen bereits vor dem Unfall dauernd beeinträchtigt, wird der Invali-
ditätsgrad um die Vorinvalidität gemindert. Diese ist nach Ziffer 2.1.2.2.1 

und Ziffer 2.1.2.2.2 zu bemessen. 

2.1.2.2.4 Sind mehrere Körperteile oder Sinnesorgane durch den Unfall 
beeinträchtigt, werden die nach den vorstehenden Bestimmungen ermittel-

ten Invaliditätsgrade zusammengerechnet. Mehr als 100 % werden jedoch 

nicht berücksichtigt. 

2.1.2.3 Stirbt die versicherte Person 

 aus unfallfremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem Unfall oder 

 gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach dem Unfall 

und war ein Anspruch auf Invaliditätsleistung entstanden, leisten wir nach 

dem Invaliditätsgrad, mit dem auf Grund der ärztlichen Befunde zu rech-

nen gewesen wäre. 

2.2 Übergangsleistung 

2.2.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

Die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten 
Person ist im beruflichen oder außerberuflichen Bereich unfallbedingt 

 nach Ablauf von sechs Monaten vom Unfalltag an gerechnet und 

 ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen 

noch um mindestens 50 % beeinträchtigt.  

Diese Beeinträchtigung hat innerhalb der sechs Monate ununterbrochen 

bestanden.  

Sie ist von Ihnen spätestens sieben Monate nach Eintritt des Unfalls unter 

Vorlage eines ärztlichen Attestes bei uns geltend gemacht worden. 

2.2.2 Art und Höhe der Leistung: 

Die Übergangsleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssum-

me gezahlt. 

2.3 Tagegeld 

2.3.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

Die versicherte Person ist unfallbedingt 

 in der Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und 

 in ärztlicher Behandlung. 

2.3.2 Höhe und Dauer der Leistung: 

Das Tagegeld wird nach der vereinbarten Versicherungssumme berechnet. 
Es wird nach dem festgestellten Grad der Beeinträchtigung der Berufstä-

tigkeit oder Beschäftigung abgestuft. 

Das Tagegeld wird für die Dauer der ärztlichen Behandlung, längstens für 
ein Jahr vom Unfalltag an gerechnet, gezahlt. 

Nach Abschluss der ärztlichen Behandlung wird Tagegeld auch gezahlt, 

wenn die Fortdauer der Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit vom behan-
delnden Arzt bescheinigt wird.  

Nach Eintritt der Invalidität im Sinne von Ziffer 2.1 wird weiteres Tage-
geld nur gezahlt bei erneuter ärztlicher Behandlung. 

2.4 Krankenhaustagegeld 

2.4.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

Die versicherte Person befindet sich wegen des Unfalls in medizinisch 

notwendiger vollstationärer Heilbehandlung. 

Kuren sowie Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen gelten nicht 
als medizinisch notwendige Heilbehandlung. 

2.4.2 Höhe und Dauer der Leistung: 

Das Krankenhaustagegeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungs-

summe für jeden Kalendertag der vollstationären Behandlung gezahlt, 

längstens jedoch für zwei Jahre vom Unfalltag an gerechnet. 

2.5 Genesungsgeld 

2.5.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

Die versicherte Person ist aus der vollstationären Behandlung entlassen 

worden und hatte Anspruch auf Krankenhaustagegeld nach Ziffer 2.4. 

2.5.2 Höhe und Dauer der Leistung: 

Das Genesungsgeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme 

für die gleiche Anzahl von Kalendertagen gezahlt, für die wir Kranken-
haustagegeld leisten, längstens für 100 Tage. 

2.6 Todesfallleistung 

2.6.1 Voraussetzungen für die Leistung: 

Die versicherte Person ist infolge des Unfalls innerhalb eines Jahres ge-

storben. 

Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 7.5 weisen wir hin. 

2.6.2 Höhe der Leistung: 

Die Todesfallleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme 

gezahlt. 

3 Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen? 

Als Unfallversicherer leisten wir für Unfallfolgen. Haben Krankheiten 

oder Gebrechen bei der durch ein Unfallereignis verursachten Gesund-
heitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt, mindert sich 

 im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgrades 

 im Todesfall und, soweit nichts anderes bestimmt ist, in allen anderen 
Fällen die Leistung 

entsprechend des Anteils der Krankheit oder des Gebrechens. 

Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25 %, unterbleibt jedoch die 
Minderung. 
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4 Welche Personen sind nicht versicherbar? 

4.1 Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert 

sind  

4.1.1 dauernd pflegebedürftige Personen; 

Pflegebedürftig ist, wer für die Verrichtung des täglichen Lebens überwie-

gend fremder Hilfe bedarf. 

Pflegebedürftig in diesem Sinne sind auch dauernd Schwer- und Schwerst-
pflegebedürftige im Sinne der Sozialen Pflegeversicherung (Pflegestufe II 

und III). 

4.1.2 geistig oder psychisch kranke Personen, deren Gesundheitsstö-
rung zur Folge hat, dass sie ohne Aufsicht nicht mehr am allgemeinen 

Leben teilnehmen können. 

4.2  Der Versicherungsschutz erlischt, sobald der Versicherte im 
Sinne von Ziffer 4.1.1 und 4.1.2 nicht mehr versicherbar ist. Gleichzeitig 

endet die Versicherung. Die entrichtete Prämie zahlen wir ab Eintritt der 
Versicherungsunfähigkeit zurück. 

5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlos-

sen? 

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle: 

5.1.1 Unfälle der versicherten Person durch Geistes- oder Bewusst-

seinsstörungen, auch soweit diese auf Trunkenheit beruhen sowie durch 
Schlaganfälle, epileptische Anfälle oder andere Krampfanfälle, die den 

ganzen Körper der versicherten Person ergreifen; 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen oder Anfälle 
durch ein unter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis verursacht waren. 

5.1.2 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie 

vorsätzlich eine Straftat ausführt oder versucht; 

5.1.3 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bür-

gerkriegsereignisse verursacht sind; 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die versicherte Person auf 
Reisen im Ausland überraschend von Kriegs- oder Bürgerkriegsereignis-

sen betroffen wird. 

Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des siebten Tages nach 
Beginn eines Krieges oder Bürgerkrieges auf dem Gebiet des Staates, in 

dem sich die versicherte Person aufhält. 

Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, auf deren 
Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. Sie gilt auch nicht für die 

aktive Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg sowie für Unfälle durch 

ABC-Waffen und im Zusammenhang mit einem Krieg oder kriegsähnli-
chen Zustand zwischen den Ländern China, Deutschland, Frankreich, 

Großbritannien, Japan, Russland oder USA. 

5.1.4 Unfälle der versicherten Person 

 als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit er nach 

deutschem Recht dafür eine Erlaubnis benötigt sowie als sonstiges Be-

satzungsmitglied eines Luftfahrzeuges; 

 bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden beruflichen 

Tätigkeit;  

 bei der Benutzung von Raumfahrzeugen.  

5.1.5 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie 

sich als Fahrer, Beifahrer oder Insasse eines Motorfahrzeuges an Fahrt-

veranstaltungen einschließlich der dazugehörigen Übungsfahrten beteiligt, 
bei denen es auf die Erzielung von Höchstgeschwindigkeiten ankommt; 

Versicherungsschutz besteht jedoch für Fahrtveranstaltungen, bei denen es 

ausschließlich um die Erzielung von Durchschnittsgeschwindigkeiten 
ankommt, einschließlich der dazugehörigen Übungsfahrten. 

5.1.6 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verur-

sacht sind. 

5.2 Ausgeschlossen sind außerdem folgende Beeinträchtigungen: 

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren Organen 

und Gehirnblutungen; 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen Vertrag fallen-
des Unfallereignis nach Ziffer 1.3 die überwiegende Ursache ist. 

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Strahlen; 

Versicherungsschutz besteht jedoch für Gesundheitsschäden durch Rönt-
gen-, Laser- und Maserstrahlen sowie künstlich erzeugte ultraviolette 

Strahlen. 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Gesundheitsschäden als 
Folge regelmäßigen Umgangs mit Strahlen erzeugenden Apparaten. 

5.2.3 Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am 

Körper der versicherten Person; 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Heilmaßnahmen oder 

Eingriffe, auch strahlendiagnostische und -therapeutische, durch einen 
unter diesen Vertrag fallenden Unfall veranlasst waren. 

5.2.4 Infektionen; 

5.2.4.1 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie 

 durch Insektenstiche oder -bisse oder 

 durch sonstige geringfügige Haut- oder Schleimhautverletzungen 

verursacht wurden, durch die Krankheitserreger sofort oder später in den 
Körper gelangten. 

5.2.4.2 Versicherungsschutz besteht jedoch für 

 Tollwut und Wundstarrkrampf sowie für  

 Infektionen, bei denen die Krankheitserreger durch Unfallverletzungen, 

die nicht nach Ziffer 5.2.4.1 ausgeschlossen sind, in den Körper ge-

langten. 

5.2.4.3 Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe verur-

sacht sind, gilt Ziffer 5.2.3 Absatz 2 entsprechend.  

5.2.5 Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe durch 
den Schlund; 

Versicherungsschutz besteht jedoch für Kinder, die zum Zeitpunkt des 

Unfalls das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ausgeschlossen 
bleiben Vergiftungen durch Nahrungsmittel.  

5.2.6 Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, auch 

wenn diese durch einen Unfall verursacht wurden; 

5.2.7 Bauch- oder Unterleibsbrüche; 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine unter diesen 

Vertrag fallende gewaltsame von außen kommende Einwirkung entstanden 
sind. 

6 Was müssen Sie 

 bei vereinbartem Kinder-Tarif und 

 bei Änderungen der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 

beachten? 

6.1 Umstellung des Kinder-Tarifs 

6.1.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres im Sinne von Ziffer 

10.6, in dem das nach dem Kinder-Tarif versicherte Kind das 18. Lebens-

jahr vollendet, besteht Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versiche-
rungssummen. Danach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für 

Erwachsene. Sie haben jedoch folgendes Wahlrecht: 

 Sie zahlen den bisherigen Beitrag und wir reduzieren die Versiche-
rungssummen entsprechend. 

 Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen, und wir berechnen 

einen entsprechend höheren Beitrag. 

6.1.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. 

Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl nicht bis spätestens zwei Monate 
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nach Beginn des neuen Versicherungsjahres im Sinne von Ziffer 10.6 mit, 
setzt sich der Vertrag entsprechend der ersten Wahlmöglichkeit fort. 

6.2 Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 

6.2.1 Die Höhe der Versicherungssummen bzw. des Beitrages hängt 
maßgeblich von der Berufstätigkeit oder der Beschäftigung der versicher-

ten Person ab. Grundlage für die Bemessung der Versicherungssummen 

und Beiträge ist unsere tarifliche Gefahrengruppeneinteilung (Berufsgrup-
pen), die im Vertragsdokument, Abschnitt Besondere Hinweise abgedruckt 

ist.  

Eine Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung der versicherten 
Person müssen Sie uns daher unverzüglich mitteilen. Pflichtwehrdienst, 

Zivildienst oder militärische Reserveübungen fallen nicht darunter. 

6.2.2 Errechnen sich bei gleich bleibendem Beitrag nach dem zum 

Zeitpunkt der Änderung gültigen Tarif niedrigere Versicherungssummen, 

gelten diese nach Ablauf von zwei Monaten ab der Änderung. 

Errechnen sich dagegen höhere Versicherungssummen, gelten diese, 

sobald uns Ihre Erklärung zugeht, spätestens jedoch nach Ablauf eines 

Monats ab der Änderung. Die neu errechneten Versicherungssummen, 
gelten sowohl für berufliche als auch für außerberufliche Unfälle.  

6.2.3 Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit den bisheri-

gen Versicherungssummen bei erhöhtem oder gesenktem Beitrag weiter, 
sobald uns Ihre Erklärung zugeht. 

Der Leistungsfall 

7 Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)? 

Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person können wir unsere 
Leistung nicht erbringen. 

7.1 Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht 

herbeiführt, müssen Sie oder die versicherte Person unverzüglich einen 
Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen befolgen und uns unterrichten. 

Wir werden uns bei zunächst geringfügig erscheinenden Unfallfolgen nicht 

auf Obliegenheitsverletzung berufen, wenn Sie den Arzt erst dann hinzu-
gezogen haben, als der wirkliche Umfang erkennbar wurde. 

7.2 Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie oder die 

versicherte Person wahrheitsgemäß ausfüllen und uns unverzüglich zu-
rücksenden; von uns darüber hinaus geforderte sachdienliche Auskünfte 

müssen in gleicher Weise erteilt werden. 

7.3 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die versicherte 
Person auch von diesen untersuchen lassen. Die notwendigen Kosten 

einschließlich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalles tragen wir. 

7.4 Die Ärzte, die die versicherte Person – auch aus anderen Anläs-

sen – behandelt oder untersucht haben, andere Versicherer, Versicherungs-

träger und Behörden sind zu ermächtigen, alle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 

7.5 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von 

48 Stunden zu melden, auch wenn uns der Unfall schon angezeigt war. 

Uns ist das Recht zu verschaffen, gegebenenfalls eine Obduktion durch 

einen von uns beauftragten Arzt vornehmen zu lassen. 

8 Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten? 

Wird eine Obliegenheit nach Ziffer 7 vorsätzlich verletzt, verlieren Sie 

Ihren Versicherungsschutz. Bei grobfahrlässiger Verletzung einer Oblie-

genheit sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, wenn 

wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolgen 

hingewiesen haben. 

Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt 

haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.  

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-

lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 

der Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit 
arglistig verletzt haben. 

Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein uns zustehen-
des Kündigungsrecht wegen der Verletzung einer vorvertraglichen Anzei-

gepflicht ausüben. 

9 Wann sind die Leistungen fällig? 

9.1 Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats – beim Invali-

ditätsanspruch innerhalb von drei Monaten in Textform – zu erklären, ob 

und in welchem Umfang wir einen Anspruch anerkennen. Die Fristen 
beginnen mit dem Eingang folgender Unterlagen: 

 Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen; 

 beim Invaliditätsanspruch zusätzlich der Nachweis über den Abschluss 
des Heilverfahrens, soweit es für die Bemessung der Invalidität not-

wendig ist. 

Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung des Leistungsan-

spruchs entstehen, übernehmen wir 

 bei Invalidität bis zu 1 Promille der versicherten Summe; 

 bei Übergangsleistung bis zu 1 % der versicherten Summe; 

 bei Tagegeld bis zu einem Tagegeldsatz; 

 bei Krankenhaustagegeld bis zu einem Krankenhaustagegeldsatz. 

Sonstige Kosten übernehmen wir nicht. 

9.2 Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit Ihnen 

über Grund und Höhe geeinigt, leisten wir innerhalb von zwei Wochen. 

9.3 Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde nach fest, 

zahlen wir – auf Ihren Wunsch – angemessene Vorschüsse. 

Vor Abschluss des Heilverfahrens kann eine Invaliditätsleistung innerhalb 
eines Jahres nach dem Unfall nur bis zur Höhe einer vereinbarten Todes-

fallsumme beansprucht werden. 

9.4 Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität jährlich, 
längstens bis zu drei Jahren nach dem Unfall, erneut ärztlich bemessen zu 

lassen. Bei Kindern bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres verlängert 

sich diese Frist von drei auf fünf Jahre. Dieses Recht muss 

 von uns zusammen mit unserer Erklärung über unsere Leistungspflicht 

nach Ziffer 9.1 

 von Ihnen spätestens drei Monate vor Ablauf der Frist 

ausgeübt werden. 

Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere Invaliditätsleistung, als wir 

bereits erbracht haben, ist der Mehrbetrag mit 5 % jährlich zu verzinsen. 

Die Versicherungsdauer  

10 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?  

Wann ruht der Versicherungsschutz bei militärischen Eins-

ätzen? 

Wann ruht der Versicherungsschutz bei Arbeitslosigkeit? 

10.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Vertragsdokument angegebe-

nen Zeitpunkt, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich 

nach Fälligkeit im Sinne von Ziffer 11.2 zahlen.  

10.2 Dauer und Ende des Vertrages 

Der Vertrag ist für die im Vertragsdokument angegebene Zeit abgeschlos-

sen.  

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 

Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei 

Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung 
zugegangen ist.  

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 

ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.  

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können Sie den Vertrag 

zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündi-
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gen; die Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.  

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall 

Den Vertrag können Sie oder wir durch Kündigung beenden, wenn wir 
eine Leistung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben 

haben.  

Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen Monat nach Leis-
tung oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Klagrücknahme, Aner-

kenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils in Textform zugegangen 

sein.  

Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei uns 

wirksam. Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu jedem 

späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch Ablauf des Versicherungsjahres 

wirksam wird.  

Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem Zugang bei 
Ihnen wirksam.  

10.4 Ruhen des Versicherungsschutzes  

bei militärischen Einsätzen 

Der Versicherungsschutz tritt für die versicherte Person außer Kraft, 

sobald sie Dienst in einer militärischen oder ähnlichen Formation leistet, 

die an einem Krieg oder kriegsmäßigen Einsatz zwischen den Ländern 
China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland oder 

USA beteiligt ist. Der Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald uns 

Ihre Anzeige über die Beendigung des Dienstes zugegangen ist. 

10.5 Ruhen des Versicherungsschutzes bei Arbeitslosigkeit 

Der Versicherungsschutz tritt auf Antrag des Versicherungsnehmers, 

längstens für die Dauer von drei Jahren außer Kraft, wenn dieser während 
der Vertragsdauer arbeitslos wird. Die Außerkraftsetzung beginnt mit dem 

Zeitpunkt der Arbeitslosigkeit, wenn der Nachweis über die Arbeitslosig-

keit innerhalb von zwei Monaten beim Versicherer eingeht. Anderenfalls 
beginnt die Außerkraftsetzung erst mit Zugang des Nachweises. Der 

Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald die Mitteilung des Versiche-

rungsnehmers beim Versicherer eintrifft. 

10.6 Versicherungsjahr 

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf 

Monaten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen 
Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die 

folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind 

jeweils ganze Jahre. 

 

Der Versicherungsbeitrag 

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?  

Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig  

zahlen?  

11.1 Beitrag und Versicherungsteuer 

11.1.1. Beitragszahlung 

Die Beiträge können je nach Vereinbarung durch Monats-, Vierteljahres, 

Halbjahres- oder Jahresbeiträge entrichtet werden. Die Versicherungsperi-
ode umfasst bei Monatsbeiträgen einen Monat, bei Vierteljahresbeiträgen 

ein Vierteljahr, bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und bei Jahresbeiträ-

gen ein Jahr. Beim Einmalbeitrag entspricht die Versicherungsperiode der 
vereinbarten Versicherungsdauer, beträgt jedoch höchstens ein Jahr. 

11.1.2  Versicherungsteuer 

Der in Rechung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die Sie in 
der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten haben. 

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder  

einmaliger Beitrag 

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen eines 
Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten oder 

im Vertragsdokument angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.  

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertrags-

schluss zu zahlen.  

Zahlen Sie nicht unverzüglich nach dem im Satz 1 oder 2 bestimmten 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung 

bewirkt ist.  

Weicht das Vertragsdokument vom Antrag des Versicherungsnehmers 
oder den getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige 

Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Vertragsdokuments zu 

zahlen. 

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern 
zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 

diesem Zeitpunkt, sofern Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform 

oder durch einen auffälligen Hinweis im Vertragsdokument auf diese 
Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurden. Dies gilt nicht, wenn Sie 

nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben 

11.2.3 Rücktritt 

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können 

wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Wir 

können nicht zurücktreten, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten haben. 

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.  

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Vertragsdokument 

oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.  

11.3.2 Verzug 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne Mahnung 

in Verzug, es sei denn, dass Sie die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
haben.  

Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und 

Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Diese 
Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rückständigen Beträge 

des Beitrags sowie die Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und die 

Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern 11.3.3 und 11.3.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug entstandenen Scha-

dens zu verlangen.  

11.3.3 Kein Versicherungsschutz 

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 

besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, 
wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf 

hingewiesen wurden. 

11.3.4 Kündigung 

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 

können wir den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn wir 

Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf 
hingewiesen haben.  

Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb eines Monats den 

angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 

besteht jedoch kein Versicherungsschutz.  

11.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 

Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezo-

gen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht widerspre-
chen.  
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Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 

nach unserer schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt.  

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie die Einzugs-
ermächtigung widerrufen haben, oder haben Sie aus anderen Gründen zu 

vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind 

wir berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Sie sind zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn 

Sie von uns hierzu in Textform aufgefordert worden sind. 

11.5 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages haben wir, soweit nicht etwas 

anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der dem 

Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

Weitere Bestimmungen 

12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten 

Personen zueinander?  

12.1 Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem 

anderen zustoßen (Fremdversicherung), steht die Ausübung der Rechte aus 

dem Vertrag nicht der versicherten Person, sondern Ihnen zu. Sie sind 
neben der versicherten Person für die Erfüllung der Obliegenheiten ver-

antwortlich. 

12.2 Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren Rechts-
nachfolger und sonstige Anspruchsteller entsprechend anzuwenden. 

12.3 Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit ohne unsere 

Zustimmung weder übertragen noch verpfändet werden. 

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht? 

13.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-

erhebliche Umstände 

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle Ihnen bekann-

ten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, nach denen wir Sie in Text-

form gefragt haben und die für unseren Entschluss erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Sie sind auch insoweit 

zur Anzeige verpflichtet, als wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 

unserer Vertragsannahme Fragen im Sinne von Satz 1 in Textform stellen.  

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf unseren Ent-

schluss Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem verein-

barten Inhalt abzuschließen.  

Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben Ihnen für die 

wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der gefahrerheblichen Um-
stände und die Beantwortung der an sie gestellten Fragen verantwortlich.  

Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen und kennt dieser den 

gefahrerheblichen Umstand, müssen Sie sich so behandeln lassen, als 
hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.  

13.2 Rücktritt 

13.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Um-

ständen berechtigen uns, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.  

Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben. 

Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats schriftlich 

geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir 
unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch 

nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung ange-

ben. 

Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 

Anzeigepflicht, die unser Rücktrittsrecht begründet, Kenntnis erlangen. 

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegenüber.  

 

 

13.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 

Wir können uns auf unser Rücktrittsrecht nicht berufen, wenn wir den 

nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 

kannten.  

Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, dass Sie oder Ihr 

Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 

noch grobfahrlässig gemacht haben. 

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeige-

pflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten.  

13.2.3 Folgen des Rücktritts 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.  

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, dürfen wir den 

Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie nachweisen, dass der 
unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt 

des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der 

Leistung ursächlich war. 

Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wen Sie die 

Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Uns steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

13.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

13.3.1 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung 
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 

beruhte, können wir den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist 

von einem Monat in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, wenn wir Sie 

durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeige-

pflichtverletzung hingewiesen haben. 

Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung 
stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere 

Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht 
Kenntnis erklangt haben. 

Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeigepflichtverlet-

zung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass 

wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

13.3.2 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 

Vertrag auch bei Kenntnis der angezeigten Umstände, aber zu anderen 

Bedingungen angenommen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 

unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Pflicht-

verletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.  

Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 

die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben. 

Wir müssen die Vertragsanpassung innerhalb eines Monats schriftlich 

geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir 

unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung abge-

ben.  

Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die uns zur Vertragsanpassung berechtigt, Kenntnis erlan-

gen. 

Wir können uns auf eine Vertragsanpassung nicht berufen, wenn wir den 

nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 

kannten. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % 
oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-

stand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 

unserer Mitteilung fristlos in Textform kündigen. 
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13.4 Anfechtung 

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahrum-

stände anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht uns der 

Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungs-
erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

14 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?  

14.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschrif-

ten des Bürgerlichen Gesetzbuches.  

14.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeit-

punkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zugeht.  

15 Welches Gericht ist zuständig?  

15.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt 

sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz oder dem unserer für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Örtlich zuständig ist 

auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren 

Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben. 

15.2 Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen bei dem 
Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung 

eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthaltes zuständig ist. 

16 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 

Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift? 

16.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an 

unsere Hauptverwaltung oder an die im Vertragsdokument oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.  

16.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, 

genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte bekannte An-

schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach Absendung des Briefes als 

zugegangen. 

Dies gilt entsprechend für den Fall einer Änderung Ihres Namens. 

17 Welches Recht findet Anwendung? 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 

 

 
Der Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem Handelsgesetzbuch (HGB), dem 

Sozialgesetzbuch XI (SGB XI), der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) ist als Anhang AZ 120 bei-

gefügt. 



 

Besondere Bedingungen und Hinweise 

zur Unfallversicherung 
- Vertragsumfang je nach beantragtem Versicherungsschutz – Stand 07.2014 

 

Komfort-Paket für Erwachsene 
 

Invalidität mit Mehrleistung ab 90 % 

Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der AL-AUB 2008 ermittelt. Ziffer 2.1 AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt: 

Wir zahlen die doppelte Invaliditätsleistung, wenn der Unfall zu einem Invaliditätsgrad von mindestens 90 % geführt hat. 

 

Bergungskosten 

Ergänzend zu Ziffer 2 der AL-AUB 2008 erbringen wir folgende Leistungen: 
 

1. Art der Leistungen 
 

1.1 Wir ersetzen nach einem Unfall die Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 

Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden. 
 

 Diese Kosten ersetzen wir auch dann, wenn der Unfall unmittelbar drohte oder ein Unfall nach den konkreten Umständen zu vermuten war. 
 

1.2 Wir ersetzen die Kosten für den ärztlich angeordneten Transport der verletzten Person zum Krankenhaus oder zur Spezialklinik. 
 

1.3 Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche Anordnung 

zurückgehen oder nach der Verletzungsart unvermeidbar waren. 
 

1.4 Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für mitreisende minderjährige Kinder und 
den mitreisenden Partner der versicherten Person. 

 

1.5 Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen wir die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

  Bei einem unfallbedingten Todesfall im Ausland ersetzen wir die Kosten für die Bestattung im Ausland oder für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

2. Höhe der Leistungen 
 

2.1 Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf den im Versicherungsschein genannten Betrag begrenzt. 
 

2.2 Der im Versicherungsschein festgelegte Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an einer für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von 

Leistung und Beitrag nicht teil. 
 

2.3 Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, zahlen wir nur die darüber hinausgehenden Kosten.  
 

2.4 Bestehen für den Versicherten bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG mehrere Unfallversicherungen, können Bergungskosten nur aus einem dieser 

Verträge verlangt werden.  
 

Kosmetische Operationen  

Ergänzend zu Ziffer 2 der  AL-AUB 2008 leisten wir Ersatz für Kosten unfallbedingter kosmetischer Operationen.  
 

1. Voraussetzungen für die Leistung 
 

1.1  Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall einer kosmetischen Operation unterzogen. 
 

  Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der Heilbehandlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit dem Ziel, eine unfallbedingte Be-

einträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes der versicherten Person zu beheben.  
 

1.2  Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von fünf Jahren  nach dem Unfall, bei Unfällen Minderjähriger spätestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres. 
 

1.3 Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet seine Leistungspflicht. 
 

 

2. Art und Höhe der Leistung 
 

  Wir leisten insgesamt bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme Ersatz für nachgewiesene 

 Arzthonorare und sonstige Operationskosten und für  

 notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem Krankenhaus. 
 

Flüssigkeits-, Nahrungsmittelvergiftung- oder Sauerstoffentzug 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch der unfreiwillige Entzug von Flüssigkeit, Nahrungsmitteln oder Sauerstoff. 

 

Passives Kriegsrisiko 

Abweichend von Ziffer 5.1.3 AL-AUB 2008 erlischt der Versicherungsschutz für überraschend eingetretene Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse auf Reisen im 

Ausland erst am Ende des 14. Tages nach Beginn des Kriegs- oder Bürgerkriegsrisikos auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person aufhält. 
 

Frist zur Meldung des Todesfalles 

Abweichend von Ziffer 7.5 Absatz 1 AL-AUB 2008 ist uns der Todesfall infolge eines Unfalles innerhalb von 7 Tagen zu melden, auch wenn uns der Unfall schon 
angezeigt war. Die Frist beginnt erst, wenn der Versicherungsnehmer, die Erben oder die bezugsberechtigten Personen Kenntnis vom Tod des Versicherten haben. 

 

Dauer und Ende des Vertrages 

Abweichend von Ziffer 10.2 AL-AUB 2008 ist der Vertrag ist für die Dauer von einem Monat abgeschlossen und verlängert sich jeweils um einen Monat, 

wenn nicht eine der Vertragsparteien mit Monatsfrist gekündigt hat.  



 

Komfort Plus-Paket für Erwachsene 
 

Verbesserte Gliedertaxe 

Abweichend von Ziffer 2.1.2.2.1 AL-AUB 2008 gelten bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit der nachstehend genannten Körperteile und Sinnes-
organe ausschließlich die folgenden Invaliditätsgrade:  
 

Arm  75 %  Bein 75 % Auge 50 % 

Hand im Handgelenk 60 %  Fuß im Fußgelenk 45 % Gehör auf einem Ohr  30 % 

Daumen 25 % große Zehe   8 % Geruchssinn 15 % 
Zeigefinger 15 % andere Zehe   3 % Geschmackssinn 10 % 

anderer Finger    5 %  
 

Invalidität mit Mehrleistung ab 90 % 

Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der AL-AUB 2008 ermittelt. Ziffer 2.1 AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt: 

Wir zahlen die doppelte Invaliditätsleistung, wenn der Unfall zu einem Invaliditätsgrad von mindestens 90 % geführt hat. 
 

Bergungskosten 

Ergänzend zu Ziffer 2 der AL-AUB 2008 erbringen wir folgende Leistungen: 
 

1. Art der Leistungen 
 

1.1 Wir ersetzen nach einem Unfall die Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 
Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden. 

 

Diese Kosten ersetzen wir auch dann, wenn der Unfall unmittelbar drohte oder ein Unfall nach den konkreten Umständen zu vermuten war. 
 

1.2 Wir ersetzen die Kosten für den ärztlich angeordneten Transport der verletzten Person zum Krankenhaus oder zur Spezialklinik. 
 

1.3 Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche Anordnung 

zurückgehen oder nach der Verletzungsart unvermeidbar waren. 
 

1.4 Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für mitreisende minderjährige Kinder und 

den mitreisenden Partner der versicherten Person. 
 

1.5 Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen wir die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

  Bei einem unfallbedingten Todesfall im Ausland ersetzen wir die Kosten für die Bestattung im Ausland oder für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz.  
 

2. Höhe der Leistungen 
 

2.1 Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf den im Versicherungsschein genannten Betrag begrenzt. 
 

2.2 Der im Versicherungsschein festgelegte Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an einer für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von 
Leistung und Beitrag nicht teil. 

 

2.3 Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, zahlen wir nur die darüber hinausgehenden Kosten.  
 

2.4 Bestehen für den Versicherten bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG mehrere Unfallversicherungen, können Bergungskosten nur aus einem dieser 

Verträge verlangt werden.  
 

Kosmetische Operationen  

Ergänzend zu Ziffer 2 der  AL-AUB 2008 leisten wir Ersatz für Kosten unfallbedingter kosmetischer Operationen.  
 

1.  Voraussetzungen für die Leistung 
 

1.1  Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall einer kosmetischen Operation unterzogen. 

Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der Heilbehandlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit dem Ziel, eine unfallbedingte Be-

einträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes der versicherten Person zu beheben.  
 

1.2   Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von  fünf Jahren nach dem Unfall, bei Unfällen Minderjähriger spätestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres. 
 

1.3   Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet seine Leistungspflicht. 
 

 

2. Art und Höhe der Leistung 

  Wir leisten insgesamt bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme Ersatz für nachgewiesene 
 

 Arzthonorare und sonstige Operationskosten; 

 notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem Krankenhaus; 

 Zahnbehandlungs- und Zahnersatzkosten, die durch einen unfallbedingten Verlust oder Teilverlust von Schneide- und Eckzähnen entstanden sind bis 

zu dem im Versicherungsschein festgelegten Höchstbetrag. 

Flüssigkeits-, Nahrungsmittelvergiftung- oder Sauerstoffentzug 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch der unfreiwillige Entzug von Flüssigkeit, Nahrungsmitteln oder Sauerstoff. 

 

Nahrungsmittelvergiftungen 

Abweichend von Ziffer 5.2.5 AL-AUB 2008 besteht Versicherungsschutz für Vergiftungen durch Nahrungsmittel. Ausgeschlossen bleiben Vergiftungen 

durch Alkohol. Dies gilt jedoch nicht für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalles das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
 

Erfrieren, Ersticken, Ertrinken 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch das Ertrinken, Ersticken ebenso ein Erfrieren, weil die versicherte Person durch ein 

plötzliches Ereignis unfreiwillig den schädigenden Einwirkungen ausgesetzt war und sich diesen aus eigener Kraft nicht entziehen konnte. 



 

 

Einnahme von Medikamenten 

Abweichend von Ziffer 5.1.1. AL-AUB 2008 sind Unfälle infolge Einnahme von ärztlich verordneter Medikamenten mitversichert. 

 

Schlaganfall, Herzinfarkt, epileptische Anfälle oder andere Krampfanfälle 

Abweichend von Ziffer 5.1.1 AL-AUB 2008 sind Unfälle infolge eines Schlaganfalles oder Herzinfarktes, eines epileptischen Anfalles oder anderer 

Krampfanfälle, die den ganzen Körper der versicherten Person ergreifen, mitversichert. Gesundheitsschädigungen durch die genannten Erkrankungen selbst 
sind nicht versichert. 

 

Übermüdung / Einschlafen 

Ergänzend zu Ziffer 5.1.1 AL-AUB 2008 fallen Übermüdung bzw. Einschlafen infolge Übermüdung nicht unter den Ausschluss von Bewusstseinsstörungen. 

 

Passives Kriegsrisiko 

Abweichend von Ziffer 5.1.3 AL-AUB 2008 erlischt der Versicherungsschutz für überraschend eingetretene Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse auf Reisen 

im Ausland erst am Ende des 14. Tages nach Beginn des Kriegs- oder Bürgerkriegsrisikos auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person 

aufhält. 

 

Frist zur Meldung des Todesfalles 

Abweichend von Ziffer 7.5 Absatz 1 AL-AUB 2008 ist uns der Todesfall infolge eines Unfalles innerhalb von 7 Tagen zu melden, auch wenn uns der Unfall 

schon angezeigt war. 
 

Die Frist beginnt erst, wenn der Versicherungsnehmer, die Erben oder die bezugsberechtigten Personen Kenntnis vom Tod des Versicherten haben. 

 

Familienvorsorge 

Für den Fall der Eheschließung bzw. Begründung einer eingetragenen Lebensgemeinschaft oder der Geburt eines Kindes des Versicherungsnehmers bzw. 
dessen Adoption eines Kindes während der Laufzeit des Vertrages gilt Folgendes: 

 

Beitragsfrei mitversichert sind 
 

 der Ehepartner bzw. eingetragene Lebenspartner ab dem Tag der Eheschließung bzw. Begründung der eingetragenen Lebenspartnerschaft; 

 das Kind ab Vollendung der Geburt bzw. das Adoptivkind bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres ab Rechtswirksamkeit der Adoption. 

 

Dauer und Höhe der Leistung  
 Bis zu zwölf Monaten ab Eheschließung bzw. Begründung der eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Vollendung der Geburt bzw. 

Rechtswirksamkeit der Adoption; 

 50 % der für den Versicherungsnehmer vereinbarten Versicherungssummen für Invalidität, höchstens 30.000 €. 

 

Der Versicherungsschutz richtet sich nach für den Versicherungsnehmer vereinbarten Bedingungen. 

 

Infektionen durch Zeckenbiss 

Ergänzend zu Ziffer. 5.2.4.2 der AL-AUB 2008 besteht Versicherungsschutz auch für die durch Zeckenbiss übertragenen Infektionskrankheiten Frühsommer- 

Meningo-Enzephalitis und Borreliose (Lymekrankheit). 
 

Versicherungsfall ist die erstmalige Infizierung mit diesen Infektionskrankheiten. 
 

Voraussetzung für die Leistung ist, dass der Nachweis durch einen objektiven, am Stand medizinischer Erkenntnisse orientierten ärztlichen Bericht unter 

Beifügung der Laborbefunde erbracht wird. 
 

Dauer und Ende des Vertrages 

Abweichend von Ziffer 10.2 AL-AUB 2008 ist der Vertrag ist für die Dauer von einem Monat abgeschlossen und verlängert sich jeweils um einen Monat, 

wenn nicht eine der Vertragsparteien mit Monatsfrist gekündigt hat. 

 



 

Komfort-Paket für Kinder 
 

Invalidität mit Mehrleistung ab 90 % 

Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der AL-AUB 2008 ermittelt. Ziffer 2.1 AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt:  
Wir zahlen die doppelte Invaliditätsleistung, wenn der Unfall zu einem Invaliditätsgrad von Mindestens 90 % geführt hat. 

 

Bergungskosten 

Ergänzend zu Ziffer 2 der AL-AUB 2008 erbringen wir folgende Leistungen: 
 

1. Art der Leistungen 
 

1.1 Wir ersetzen nach einem Unfall die Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 

Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden. 
 

Diese Kosten ersetzen wir auch dann, wenn der Unfall unmittelbar drohte oder ein Unfall nach den konkreten Umständen zu vermuten war. 
 

1.2 Wir ersetzen die Kosten für den ärztlich angeordneten Transport der verletzten Person zum Krankenhaus oder zur Spezialklinik. 
 

1.3 Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche Anordnung 

zurückgehen oder nach der Verletzungsart unvermeidbar waren. 
 

1.4 Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für mitreisende minderjährige Kinder und 
den mitreisenden Partner der versicherten Person. 

 

1.5 Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen wir die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

Bei einem unfallbedingten Todesfall im Ausland ersetzen wir die Kosten für die Bestattung im Ausland oder für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

 

2. Höhe der Leistungen 
 

2.1 Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf den im Versicherungsschein genannten Betrag begrenzt. 
 

2.2 Der im Versicherungsschein festgelegte Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an einer für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von 
Leistung und Beitrag nicht teil. 

 

2.3 Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, zahlen wir nur die darüber hinausgehenden Kosten.  
 

2.4 Bestehen für den Versicherten bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG mehrere Unfallversicherungen, können Bergungskosten nur aus einem dieser 

Verträge verlangt werden.  

 

Kosmetische Operationen  

Ergänzend zu Ziffer 2 der  AL-AUB 2008 leisten wir Ersatz für Kosten unfallbedingter kosmetischer Operationen.  
 

1. Voraussetzungen für die Leistung 
 

1.1  Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall einer kosmetischen Operation unterzogen. 
 

Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der Heilbehandlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit dem Ziel, eine unfallbedingte Be-
einträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes der versicherten Person zu beheben.  

 

1.2 Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von fünf Jahren  nach dem Unfall, bei Unfällen Minderjähriger spätestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres. 
 

1.3 Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet seine Leistungspflicht. 
 

 

2.   Art und Höhe der Leistung 
 

  Wir leisten insgesamt bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme Ersatz für nachgewiesene 
 

 Arzthonorare und sonstige Operationskosten und für  
 notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem Krankenhaus. 

 

Erhöhte Invaliditätsleistung bei Benutzung eines Fahrradhelmes 

Ziff. 2.1 der AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt: 

Die im Versicherungsschein vereinbarte Versicherungssumme für Invalidität wird um 25 % erhöht. Der Invaliditätsgrad wird nach Ziff. 2.1 und Ziff. 3 der 

AL-AUB 2008 ermittelt.  
 

Voraussetzung für die Leistung 
 

 das versicherte Kind hat das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet; 

 der Unfall ist bei der Benutzung eines Fahrrades eingetreten und das versicherte Kind hat zum Zeitpunkt des Unfalles einen handelsüblichen Fahrradhelm 
getragen. 

 

Nachhilfegeld bei Schulunfähigkeit 

Für Kinder, die am Unfalltag das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zahlen wir Nachhilfegeld bei Schulunfähigkeit in Höhe von  

15 EUR pro Tag,  höchstens für 100 Tage  
 

Voraussetzung für die Leistung 
 

 die versicherte Person kann wegen des Unfalles nicht am Schulunterricht (allgemeinbildende Schule oder gleichgestellte Einrichtung)   teilnehmen; 

 die Schulunfähigkeit wird durch ein ärztliches Attest nachgewiesen und eine Schulbescheinigung nachgewiesen; 
 die Schulunfähigkeit hat mindestens 21 Tage bestanden; 

 mehrere Schulausfälle wegen desselben Unfalles werden wir ein ununterbrochener Schulausfall gewertet. 

 



 

Rooming - in - Leistung 

Für Kinder, die am Unfalltag das 16 Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist, zahlen wir Roming-In Kosten in Höhe von 15 EUR pro Tag,  

höchstens für 100 Tage. 

 
Voraussetzung für die Leistung 
 

 Das versicherte Kind befindet wegen des Unfalles in medizinisch notwendiger, vollstationärer Heilbehandlung; 

 ein Erziehungsberechtigter übernachtet ärztlich gewollt und genehmigt mit dem Kind im Krankenhaus. 

 

Nahrungsmittelvergiftung bei Kindern bis 10 Jahren 

Abweichend von Ziffer 5.2.5 AL-AUB 2008 besteht jedoch für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalls das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, auch 

Versicherungsschutz für Vergiftung durch Nahrungsmittel.  
 

Flüssigkeits-, Nahrungsmittelvergiftung- oder Sauerstoffentzug 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch der unfreiwillige Entzug von Flüssigkeit, Nahrungsmitteln oder Sauerstoff. 

 

Passives Kriegsrisiko 

Abweichend von Ziffer 5.1.3 AL-AUB 2008 erlischt der Versicherungsschutz für überraschend eingetretene Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse auf Reisen 

im Ausland erst am Ende des 14. Tages nach Beginn des Kriegs- oder Bürgerkriegsrisikos auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person 
aufhält. 

 

Frist zur Meldung des Todesfalles 

Abweichend von Ziffer 7.5 Absatz 1 AL-AUB 2008 ist uns der Todesfall infolge eines Unfalles innerhalb von 7 Tagen zu melden, auch wenn uns der Unfall 

schon angezeigt war. 
 

Die Frist beginnt erst, wenn der Versicherungsnehmer, die Erben oder die bezugsberechtigten Personen Kenntnis vom Tod des Versicherten haben. 

 

Dauer und Ende des Vertrages 

Abweichend von Ziffer 10.2 AL-AUB 2008 ist der Vertrag ist für die Dauer von einem Monat abgeschlossen und verlängert sich jeweils um einen Monat, 
wenn nicht eine der Vertragsparteien mit Monatsfrist gekündigt hat. 

Umstellung des Kinder-Tarifs 

Abweichend von Ziffer 6.1.1 AL-AUB 2008 besteht der Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssummen und Beiträgen bis zum Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem das nach dem Kinder-Tarif versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet.  

 
 



 

Komfort Plus-Paket für Kinder 
 

Invalidität mit Mehrleistung ab 90 % 

Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der AL-AUB 2008 ermittelt. Ziffer 2.1 AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt: 
Wir zahlen die doppelte Invaliditätsleistung, wenn der Unfall zu einem Invaliditätsgrad von mindestens 90 % geführt hat. 

 

Bergungskosten 

Ergänzend zu Ziffer 2 der AL-AUB 2008 erbringen wir folgende Leistungen: 
 

1. Art der Leistungen 
 

1.1 Wir ersetzen nach einem Unfall die Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 

Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden. 
 

Diese Kosten ersetzen wir auch dann, wenn der Unfall unmittelbar drohte oder ein Unfall nach den konkreten Umständen zu vermuten war. 
 

1.2 Wir ersetzen die Kosten für den ärztlich angeordneten Transport der verletzten Person zum Krankenhaus oder zur Spezialklinik. 
 

1.3 Wir ersetzen den Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche Anordnung 

zurückgehen oder nach der Verletzungsart unvermeidbar waren. 
 

1.4 Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für mitreisende minderjährige Kinder und 

den mitreisenden Partner der versicherten Person. 
 

1.5 Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen wir die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 
 

Bei einem unfallbedingten Todesfall im Ausland ersetzen wir die Kosten für die Bestattung im Ausland oder für die Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz. 

 
2. Höhe der Leistungen 
 

2.1 Die Höhe der Leistungen ist insgesamt auf den im Versicherungsschein genannten Betrag begrenzt. 
 

2.2 Der im Versicherungsschein festgelegte Höchstbetrag für den Kostenersatz nimmt an einer für andere Leistungsarten vereinbarten Erhöhung von 

Leistung und Beitrag nicht teil. 
 

2.3 Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, zahlen wir nur die darüber hinausgehenden Kosten.  
 

2.4 Bestehen für den Versicherten bei der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG mehrere Unfallversicherungen, können Bergungskosten nur aus einem dieser 

Verträge verlangt werden.  

 

Kosmetische Operationen  

Ergänzend zu Ziff. 2 der  AL-AUB 2008 leisten wir Ersatz für Kosten unfallbedingter kosmetischer Operationen.  
 

1. Voraussetzungen für die Leistung 
 

1.1 Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Vertrag fallenden Unfall einer kosmetischen Operation unterzogen. 
 

Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der Heilbehandlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit dem Ziel, eine unfallbedingte Be-

einträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes der versicherten Person zu beheben.  
 

1.2 Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von fünf Jahren nach dem Unfall, bei Unfällen Minderjähriger spätestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres. 
 

1.3 Ein Dritter ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet seine Leistungspflicht. 
 

 

2. Art und Höhe der Leistung 
 

 Wir leisten insgesamt bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme Ersatz für nachgewiesene 
 

 Arzthonorare und sonstige Operationskosten und für  

 notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem Krankenhaus. 

 Zahnbehandlungs- und Zahnersatzkosten, die durch einen unfallbedingten Verlust oder Teilverlust von Schneide- und Eckzähnen entstanden sind bis 

zu dem im Versicherungsschein festgelegten Höchstbetrag.  

Erhöhte Invaliditätsleistung bei Benutzung eines Fahrradhelmes 

Ziffer 2.1 der AL-AUB 2008 wird wie folgt ergänzt: 

Die im Versicherungsschein vereinbarte Versicherungssumme für Invalidität wird um 25 % erhöht. Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der 

AUB 2002 ermittelt.  
 

Voraussetzung für die Leistung 
 

 das versicherte Kind hat das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet; 

 der Unfall ist bei der Benutzung eines Fahrrades eingetreten und das versicherte Kind hat zum Zeitpunkt des Unfalles einen handelsüblichen Fahrradhelm 
getragen. 

 

Infektionen durch Zeckenbiss 

Ergänzend zu Ziffer 5.2.4.2 der AL-AUB 2008 besteht Versicherungsschutz auch für die durch Zeckenbiss übertragenen Infektionskrankheiten Frühsommer- 

Meningo-Enzephalitis und Borreliose (Lymekrankheit). 
 

Versicherungsfall ist die erstmalige Infizierung mit diesen Infektionskrankheiten. 
 

Voraussetzung für die Leistung ist, dass der Nachweis durch einen objektiven, am Stand medizinischer Erkenntnisse orientierten ärztlichen Bericht unter 
Beifügung der Laborbefunde erbracht wird. 



 

Nachhilfegeld bei Schulunfähigkeit 

Für Kinder, die am Unfalltag das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zahlen wir Nachhilfegeld bei Schulunfähigkeit in Höhe von  

30 EUR pro Tag,  höchstens für 100 Tage  
 

Voraussetzung für die Leistung 
 

 die versicherte Person kann wegen des Unfalles nicht am Schulunterricht (allgemeinbildende Schule oder gleichgestellte Einrichtung) teilnehmen; 

 die Schulunfähigkeit wird durch ein ärztliches Attest nachgewiesen und eine Schulbescheinigung nachgewiesen; 
 die Schulunfähigkeit hat mindestens 21 Tage bestanden; 

 mehrere Schulausfälle wegen desselben Unfalles werden wir ein ununterbrochener Schulausfall gewertet. 

 

Rooming - in - Leistung 

Für Kinder, die am Unfalltag das 16 Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist, zahlen wir Roming-In Kosten in Höhe von 30 EUR pro Tag,  
höchstens für 100 Tage. 
 

Voraussetzung für die Leistung 
 

 Das versicherte Kind befindet wegen des Unfalles in medizinisch notwendiger, vollstationärer Heilbehandlung; 
 ein Erziehungsberechtigter übernachtet ärztlich gewollt und genehmigt mit dem Kind im Krankenhaus. 

 

Nahrungsmittelvergiftung bei Kindern bis 10 Jahren 

Abweichend von Ziffer 5.2.5 AL-AUB 2008 besteht jedoch für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalls das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, auch 

Versicherungsschutz für Vergiftung durch Nahrungsmittel.  

 

Flüssigkeits-, Nahrungsmittelvergiftung- oder Sauerstoffentzug 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch der unfreiwillige Entzug von Flüssigkeit, Nahrungsmitteln oder Sauerstoff. 
 

Nahrungsmittelvergiftungen 

Abweichend von Ziffer 5.2.5 AL-AUB 2008 besteht Versicherungsschutz für Vergiftungen durch Nahrungsmittel. Ausgeschlossen bleiben Vergiftungen 

durch Alkohol. Dies gilt jedoch nicht für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalles das 10. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

 

Erfrieren, Ersticken, Ertrinken 

Als Unfallereignis im Sinne von Ziffer 1.3 AL-AUB 2008 gelten auch das Ertrinken, Ersticken ebenso ein Erfrieren, weil die versicherte Person durch ein 
plötzliches Ereignis unfreiwillig den schädigenden Einwirkungen ausgesetzt war und sich diesen aus eigener Kraft nicht entziehen konnte. 

 

Einnahme von Medikamenten 

Abweichend von Ziffer 5.1.1. AL-AUB 2008 sind Unfälle infolge Einnahme von ärztlich verordneter Medikamenten mitversichert. 

 

Schlaganfall, Herzinfarkt, epileptische Anfälle oder andere Krampfanfälle 

Abweichend von Ziffer 5.1.1 AL-AUB 2008 sind Unfälle infolge eines Schlaganfalles oder Herzinfarktes, eines epileptischen Anfalles oder anderer 
Krampfanfälle, die den ganzen Körper der versicherten Person ergreifen, mitversichert. Gesundheitsschädigungen durch die genannten Erkrankungen selbst 

sind nicht versichert. 

 

Übermüdung / Einschlafen 

Ergänzend zu Ziffer 5.1.1 AL-AUB 2008 fallen Übermüdung bzw. Einschlafen infolge Übermüdung nicht unter den Ausschluss von Bewusstseinsstörungen. 

 

Passives Kriegsrisiko 

Abweichend von Ziffer 5.1.3 AL-AUB 2008 erlischt der Versicherungsschutz für überraschend eingetretene Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse auf Reisen 
im Ausland erst am Ende des 14. Tages nach Beginn des Kriegs- oder Bürgerkriegsrisikos auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person 

aufhält. 

 

Frist zur Meldung des Todesfalles 

Abweichend von Ziffer 7.5 Absatz 1 AL-AUB 2008 ist uns der Todesfall infolge eines Unfalles innerhalb von 7 Tagen zu melden, auch wenn uns der Unfall 
schon angezeigt war. 

 

Die Frist beginnt erst, wenn der Versicherungsnehmer, die Erben oder die bezugsberechtigten Personen Kenntnis vom Tod des Versicherten haben. 
 

Dauer und Ende des Vertrages 

Abweichend von Ziffer 10.2 AL-AUB 2008 ist der Vertrag ist für die Dauer von einem Monat abgeschlossen und verlängert sich jeweils um einen Monat, 

wenn nicht eine der Vertragsparteien mit Monatsfrist gekündigt hat. 

Umstellung des Kinder-Tarifs 

Abweichend von Ziffer 6.1.1 AL-AUB 2008 besteht der Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssummen und Beiträgen bis zum Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem das nach dem Kinder-Tarif versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet.  
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Vertragsbestandteil AZ 120.7  

A. Generell geltende Vertragsklauseln  

 Sanktionsklausel 

B. Auszüge wesentlicher Gesetzestexte für Versicherungsverträge aus 

 Versicherungsvertragsgesetz (VVG), 

 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), 

 Handelsgesetzbuch (HGB), 

 Sozialgesetzbuch XI (SGB XI), 

 Zivilprozessordnung (ZPO) 

 Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 

____________________________________________________________ 
 

A. Generell geltende Vertragsklauseln 

_______________________________________________
 

Sanktionsklausel 
 

 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – kein 
Versicherungsschutz, wenn und soweit dem Versicherer aufgrund der 

für ihn geltenden gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, Versiche-

rungen bereitzustellen oder Versicherungen zu erbringen. 
 

Gesetzliche Bestimmungen sind insbesondere:  
Die Bestimmungen des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG), 

die Bestimmungen der Außenwirtschaftsverordnung (AWV), 

Verordnungen der Europäischen Union wie zum Beispiel  
Verordnung (EU) 961/2010, 

sonstige deutsche gesetzliche Bestimmungen oder  

sonstige direkt anwendbare Bestimmungen des Rechts der europäi-
schen Union.  

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

_____________________________________________________________________ 

 

B. Auszüge wesentlicher Gesetzestexte für Versicherungsverträge 

_______________________________________________
 

VVG 
 

 

§ 5  Abweichender Versicherungsschein 
 

(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag des 
Versicherungsnehmers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, gilt 

die Abweichung als genehmigt, wenn die Voraussetzungen des Ab-

satzes 2 erfüllt sind und der Versicherungsnehmer nicht innerhalb 
eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform 

widerspricht. 

 (2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung 
des Versicherungsscheins darauf hinzuweisen, dass Abweichungen 

als genehmigt gelten, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb 

eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform 
widerspricht. Auf jede Abweichung und die hiermit verbundenen 

Rechtsfolgen ist der Versicherungsnehmer durch einen auffälligen 

Hinweis im Versicherungsschein aufmerksam zu machen. 
(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht 

erfüllt, gilt der Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des Versiche-

rungsnehmers geschlossen. 
(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf 

verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam. 

§ 6  Beratung des Versicherungsnehmers  
 

(1) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der 

Schwierigkeit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der 
Person des Versicherungsnehmers und dessen Situation hierfür Anlass 

besteht, nach seinen Wünschen und Bedürfnissen zu befragen und, 

auch unter Berücksichtigung eines angemessenen Verhältnisses 
zwischen Beratungsaufwand und der vom Versicherungsnehmer zu 

zahlenden Prämien, zu beraten sowie die Gründe für jeden zu einer 

bestimmten Versicherung erteilten Rat anzugeben. Er hat dies unter  
Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen Versicherungs-

vertrags zu dokumentieren. 

(2) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den erteilten Rat 
und die Gründe hierfür klar und verständlich vor dem Abschluss des 

Vertrags in Textform zu übermitteln. Die Angaben dürfen mündlich 

übermittelt werden, wenn der Versicherungsnehmer dies wünscht 
oder wenn und soweit der Versicherer vorläufige Deckung gewährt. 

In diesen Fällen sind die Angaben unverzüglich nach Vertragsschluss 

dem Versicherungsnehmer in Textform zu übermitteln; dies gilt nicht, 
wenn ein Vertrag nicht zustande kommt und für Verträge über vorläu-

fige Deckung bei Pflichtversicherungen. 

(3) Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung und Dokumenta-
tion nach Absatz 1 und 2 durch eine gesonderte schriftliche Erklärung 

verzichten, in der er vom Versicherer ausdrücklich darauf hingewie-
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sen wird, dass sich ein Verzicht nachteilig auf seine Möglichkeit 

auswirken kann, gegen den Versicherer einen Schadensersatzanspruch 
nach Absatz 5 geltend zu machen. 

(4) Die Verpflichtung nach Absatz1 Satz 1 besteht auch nach Ver-

tragsschluss während der Dauer des Versicherungsverhältnisses, 
soweit für den Versicherer ein Anlass für eine Nachfrage und Bera 

tung des Versicherungsnehmers erkennbar ist. Der Versicherungs-

nehmer kann im Einzellfall auf eine Beratung durch schriftliche  
Erklärung verzichten. 

(5) Verletzt der Versicherer eine Verpflichtung nach den Absätzen 1, 

2 oder 4, ist er dem Versicherungsnehmer zum Ersatz des hierdurch 
entstehenden Schadens verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Versi-

cherer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Versicherungsverträge über ein 
Großrisiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsge-

setzes zum Versicherungsvertragsgesetz nicht anzuwenden, ferner 

dann nicht, wenn der Vertrag mit dem Versicherungsnehmer von 
einem Versicherungsmakler vermittelt wird oder wenn es sich um 

einen Vertrag im Fernabsatz im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs handelt. 
 

§ 7  Information des Versicherungsnehmers 
 

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer rechtzeitig vor 

Abgabe von dessen Vertragserklärung seine Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 

in einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Informationen 

in Textform mitzuteilen. Die Mitteilungen sind in einer dem einge-
setzten Kommunikationsmittel entsprechenden Weise klar und ver-

ständlich zu übermitteln. Wird der Vertrag auf Verlangen des Versi-

cherungsnehmers telefonisch oder unter Verwendung eines anderen 
Kommunikationsmittels geschlossen, das die Information in Text 

form vor der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers nicht 

gestattet, muss die Information unverzüglich nach Vertragsschluss 

nachgeholt werden; dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer 

durch eine gesonderte schriftliche Erklärung auf eine Information vor 

Abgabe seiner Vertragserklärung ausdrücklich verzichtet. 
(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einver-

nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und im Benehmen 

mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 

Bundesrates zum Zweck einer umfassenden Information des Versi-

cherungsnehmers festzulegen, 
1. welche Einzelheiten des Vertrags, insbesondere zum Versicherer, 

zur angebotenen Leistung und zu den Allgemeinen Versicherungsbe-

dingungen sowie zum Bestehen eines Widerrufsrechts, dem Versiche-
rungsnehmer mitzuteilen sind, 

2. welche weiteren Informationen dem Versicherungsnehmer bei der 

Lebensversicherung insbesondere über die zu erwartenden Leistun-
gen, ihre Ermittlung und 

Berechnung, über eine Modellrechnung sowie über die Abschluss- 

und Vertriebskosten, soweit eine Verrechnung mit Prämien erfolgt, 

und über sonstige Kosten mitzuteilen sind, 

3. welche weiteren Informationen bei der Krankenversicherung, 
insbesondere über die Prämienentwicklung und -gestaltung sowie die 

Abschluss- und Vertriebskosten, mitzuteilen sind, 

4. was dem Versicherungsnehmer mitzuteilen ist, wenn der Versiche-
rer mit ihm telefonisch Kontakt aufgenommen hat und 

5. in welcher Art und Weise die Informationen zu erteilen sind. Bei 

der Festlegung der Mitteilungen nach Satz 1 sind die vorgeschriebe-
nen Angaben nach der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 

1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 

die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 
sowie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG 

(ABl. EG Nr. L 228 S. 1), der Richtlinie 2002/65/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 über den 
Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Ände-

rung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 

97/7/EG und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 271 S. 16) sowie der Richtli-

nie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 

November 2002 über Lebensversicherungen (ABl. EG Nr. L 345 S. 1) 

zu beachten. 
(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ist ferner zu bestimmen, 

was der Versicherer während der Laufzeit des Vertrags in Textform 

mitteilen muss; dies gilt insbesondere bei Änderungen früherer Infor-
mationen, ferner bei der Krankenversicherung bei Prämienerhöhun-

gen und hinsichtlich der Möglichkeit eines Tarifwechsels sowie bei 

der Lebensversicherung mit Überschussbeteiligung hinsichtlich der 
Entwicklung der Ansprüche des Versicherungsnehmers. 

(4) Der Versicherungsnehmer kann während der Laufzeit des Vertrags 

jederzeit vom Versicherer verlangen, dass ihm dieser die Vertragsbe-
stimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingun-

gen in einer Urkunde übermittelt; die Kosten für die erste Übermitt-

lung hat der Versicherer zu tragen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Versicherungsverträge über ein 

Großrisiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsge-

setzes zum Versicherungsvertragsgesetz nicht anzuwenden. Ist bei 
einem solchen Vertrag der Versicherungsnehmer eine natürliche 

Person, hat ihm der Versicherer vor Vertragsschluss das anwendbare 

Recht und die zuständige Aufsichtsbehörde in Textform mitzuteilen. 
 

§ 8  Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers 
 

(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb 

von zwei Wochen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform gegen-
über dem Versicherer zu erklären und muss keine Begründung enthal-

ten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 

(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende 
Unterlagen dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind: 

1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-

schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 und 

2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungsnehmer 

seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des eingesetzten 

Kommunikationsmittels deutlich macht und die den Namen und die 
Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 

sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn und auf die Regelungen des 

Absatzes 1 Satz 2 enthält. Die Belehrung genügt den Anforderungen 
des Satzes 1 Nr. 2, wenn das vom Bundesministerium der Justiz auf 

Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 veröffentlichte Muster 

verwendet wird. Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen nach 
Satz 1 obliegt dem Versicherer. 

(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht 

1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als 
einem Monat, 

2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, 

es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 1 
und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeitsver-

traglichen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich um einen 
Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs, 

4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des Arti-
kels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungsver-

tragsgesetz, Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen bei Versiche-

rungsverträgen, die von beiden Vertragsparteien auf ausdrücklichen 
Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig erfüllt sind, bevor der 

Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht ausgeübt hat. 

(4) Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist 
abweichend von Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 

312e Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten Pflich-

ten. 
(5) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechts-

verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Inhalt und Gestaltung 

der dem Versicherungsnehmer nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 mitzutei-
lenden Belehrung über das Widerrufsrecht festzulegen 

 

§ 9  Rechtsfolgen des Widerrufs 
 

Übt der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht nach § 8 Abs. 1 
aus, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Wider-

rufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn der Versiche-

rungsnehmer in der Belehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 auf sein 
Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 

Betrag hingewiesen worden ist und zugestimmt hat, dass der Versi-

cherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt; die Erstattungs-
pflicht ist unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wider-

rufs zu erfüllen. Ist der in Satz 1 genannte Hinweis unterblieben, hat 

der Versicherer zusätzlich die für das erste Jahr des Versicherungs-
schutzes gezahlten Prämien zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der 

Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in 

Anspruch genommen hat. 
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§ 11  Verlängerung, Kündigung 
 

(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen Versiche-

rungsverhältnis im Voraus eine Verlängerung für den Fall vereinbart, 
dass das Versicherungsverhältnis nicht vor Ablauf der Vertragszeit 

gekündigt wird, ist die Verlängerung unwirksam, soweit sie sich 

jeweils auf mehr als ein Jahr erstreckt. 
(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, 

kann es von beiden Vertragsparteien nur für den Schluss der laufen-

den Versicherungsperiode gekündigt werden. Auf das Kündigungs-
recht können sie einvernehmlich bis zur Dauer von zwei Jahren 

verzichten. 

(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; 
sie darf nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate 

betragen. 

(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei 

Jahren geschlossen worden ist, kann vom Versicherungsnehmer zum 

Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhal-

tung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 
 

§ 15  Hemmung der Verjährung 
 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer 

angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt ge-
hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchstel-

ler in Textform zugeht. 

 

§ 19  Anzeigepflicht 
 

(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-

klärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss 

des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie-
ßen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Textform 

gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach 

der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Vertrags-

annahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer 

auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.  

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. 

(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 

Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, 

den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-

gen. 
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 

Verletzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 

3 Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 

geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf Verlangen 

des Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versicherungsnehmer 
nicht zu vertretenden Pflichtverletzung ab der laufenden Versiche-

rungsperiode Vertragsbestandteil. 

(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur 

zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 

Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht 

angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 

kannte. 
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsän-

derung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-

rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 

nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 

Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen. 

 

§ 20  Vertreter des Versicherungsnehmers 
 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 

21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die 

Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versi-
cherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann 

sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahr-

lässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 

zur Last fällt. 

 

§ 21  Ausübung der Rechte des Versicherers 
 

(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden 

Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-

zung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 

begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung 
seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 

stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner 

Erklärung angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist. 

(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versi-

cherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen 

Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-

cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-

tungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungs-

nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht 

zur Leistung verpflichtet. 
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen nach 

Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für 

Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 

verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre. 

 

§ 22  Arglistige Täuschung 
 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 

anzufechten, bleibt unberührt. 

 

§ 23  Gefahrerhöhung 
 

(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklä-

rung ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 

vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 

Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 

oder gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen. 

(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsneh-

mers eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er 
die Gefahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem 

Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 

 

§ 24  Kündigung wegen Gefahrerhöhung 
 

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 

Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 

kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Verpflichtung 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung 

auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung 

einer Frist von einem Monat kündigen.  
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann 

der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn es 

nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 
der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand 

wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

 

§ 25  Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung 
 

(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt 

der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für diese 

höhere Gefahr entsprechende Prämie verlangen oder die Absicherung 
der höheren Gefahr ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes 

gilt § 24 Abs. 3 entsprechend. 

(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren 

Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 

eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 

Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versiche-

rungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen. 

 

§ 26  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
 

(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der 

Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-

nehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. 



ALTE LEIPZIGER  

Versicherung Aktiengesellschaft 

 

 
 

Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berech-

tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 

Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 

der Versicherungsnehmer. 
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der 

Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-

fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, es sei denn, 

dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt be-

kannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der 
Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz beruht; im 

Fall einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1 Satz 2. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet,  

1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 

Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war, oder 
2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für 

die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht 

erfolgt war. 
 

§ 27  Unerhebliche Gefahrerhöhung 
 

Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche 

Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als 
vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein 

soll. 

 

§ 28  Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 
 

(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versi-

cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 

Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt 

hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung 

beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeit. 
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer 

vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit 

nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 

einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versiche-

rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 

Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 

der Versicherungsnehmer. 
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung ver-

pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den 

Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 

ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 

Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 

nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 

Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 

gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat. 

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 

einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist 
unwirksam. 

 

§ 29  Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise Leistungsfreiheit 
 

(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach 
den Vorschriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur Kündi-

gung berechtigt ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände oder 

Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, steht dem Versi-
cherer das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung für den übrigen 

Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen allein der Versiche-

rer den Vertrag unter den gleichen Bedingungen nicht geschlossen 

hätte.  

(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur 

Kündigung bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen 
Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versiche-

rungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu kündigen. Die Kündi-

gung muss spätestens zum Schluss der Versicherungsperiode erklärt 
werden, in welcher der Rücktritt oder die Kündigung des Versicherers 

wirksam wird. 

(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer wegen 
einer Verletzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung ganz oder 

teilweise leistungsfrei ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände 

oder Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, ist auf die 
Leistungsfreiheit Absatz 1 entsprechend anzuwenden 

 

§ 30  Anzeige des Versicherungsfalles 
 

(1) Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt des Versicherungsfalles, 
nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unverzüg-

lich anzuzeigen. Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 

Versicherers einem Dritten zu, ist auch dieser zur Anzeige verpflich-
tet. 

(2) Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer im Fall der 

Verletzung der Anzeigesplicht nach Absatz 1 Satz 1 nicht zur Leis-

tung verpflichtet ist, kann sich der Versicherer nicht berufen, wenn er 

auf andere Weise vom Eintritt des Versicherungsfalles rechtzeitig 

Kenntnis erlangt hat. 
 

§ 37  Zahlungsverzug bei Erstprämie 
 

(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, 

ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rück-
tritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 

die Nichtzahlung nicht zu vertreten. 

(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-

pflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung 

nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 

durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 

Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 
 

§ 38  Zahlungsverzug bei Folgeprämie 
 

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-

cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 

muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 

Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die 
Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit dem Fristab-

lauf verbunden sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die 

Beträge jeweils getrennt anzugeben. 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versi-

cherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der 

Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet. 

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhal-

tung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann 

mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie 

mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 

diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versi-

cherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die 
Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer inner-

halb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Frist-

bestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt. 

 

§ 39  Vorzeitige Vertragsbeendigung 
 

(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ab-
lauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versi-

cherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 

entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das 
Versicherungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 

oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 

beendet, steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden 
der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer 

nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr 

verlangen. 
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versiche-

rungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung des Versiche-

rungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie unter Abzug der für 
diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern. 
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§ 47  Kenntnis und Verhalten des Versicherten 
 

(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 

von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde 
Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 

berücksichtigen. 

(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine 

rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht mög-

lich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, 
dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen worden 

ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsnehmer 

den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei 
Vertragsschluss dem Versicherer nicht angezeigt hat, dass er den 

Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt. 

 

§ 49  Inhalt des Vertrags 
 

(1) Bei einem Versicherungsvertrag, dessen wesentlicher Inhalt die 

Gewährung einer vorläufigen Deckung durch den Versicherer ist, 

kann vereinbart werden, dass dem Versicherungsnehmer die Ver-
tragsbestimmungen und die Informationen nach § 7 Abs. 1 in Verbin-

dung mit einer Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 2 nur auf Anforde-

rung und spätestens mit dem Versicherungsschein vom Versicherer zu 
übermitteln sind. Auf einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b 

Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist Satz 1 nicht anzuwen-

den. 
(2) Werden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen dem Versi-

cherungsnehmer bei Vertragsschluss nicht übermittelt, werden die 

vom Versicherer zu diesem Zeitpunkt für den vorläufigen Versiche-
rungsschutz üblicherweise verwendeten Bedingungen, bei Fehlen 

solcher Bedingungen die für den Hauptvertrag vom Versicherer 

verwendeten Bedingungen auch ohne ausdrücklichen Hinweis hierauf 
Vertragsbestandteil. Bestehen Zweifel, welche Bedingungen für den 

Vertrag gelten sollen, werden die zum Zeitpunkt des Vertragsschlus-

ses vom Versicherer verwendeten Bedingungen, die für den Versiche-
rungsnehmer am günstigsten sind, Vertragsbestandteil. 

 

§ 50  Nichtzustandekommen des Hauptvertrags 
 

Ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, im Fall des Nichtzustande-
kommens des Hauptvertrags eine Prämie für die vorläufige Deckung 

zu zahlen, steht dem Versicherer ein Anspruch auf einen der Laufzeit 

der vorläufigen Deckung entsprechenden Teil der Prämie zu, die beim 
Zustandekommen des Hauptvertrags für diesen zu zahlen wäre. 

 

§ 51  Prämienzahlung 
 

(1) Der Beginn des Versicherungsschutzes kann von der Zahlung der 
Prämie abhängig gemacht werden, sofern der Versicherer den Versi-

cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 

einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Voraus-
setzung aufmerksam gemacht hat. 

(2) Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
abgewichen werden. 

 

§ 52  Beendigung des Vertrags 
 

(1) Der Vertrag über vorläufige Deckung endet spätestens zu dem 
Zeitpunkt, zu dem nach einem vom Versicherungsnehmer geschlosse-

nen Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige De-

ckung ein gleichartiger Versicherungsschutz beginnt. Ist der Beginn 
des Versicherungsschutzes nach dem Hauptvertrag oder dem weiteren 

Vertrag über vorläufige Deckung von der Zahlung der Prämie durch 

den Versicherungsnehmer abhängig, endet der Vertrag über vorläufi-
ge Deckung bei Nichtzahlung oder verspäteter Zahlung der Prämie 

abweichend von Satz 1 spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem der 

Versicherungsnehmer mit der Prämienzahlung in Verzug ist, voraus-
gesetzt dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson-

derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 

Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht hat. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn der Versicherungsnehmer 

den Hauptvertrag oder den weiteren Vertrag über vorläufige Deckung 

mit einem anderen Versicherer schließt. Der Versicherungsnehmer hat 
dem bisherigen Versicherer den Vertragsschluss unverzüglich mitzu-

teilen. 

(3) Kommt der Hauptvertrag mit dem Versicherer, mit dem der Ver-
trag über vorläufige Deckung besteht, nicht zustande, weil der Versi-

cherungsnehmer seine Vertragserklärung nach § 8 widerruft oder nach 

§ 5 Abs.1 und 2 einen Widerspruch erklärt, endet der Vertrag über 
vorläufige Deckung spätestens mit dem Zugang des Widerrufs oder 

des Widerspruchs beim Versicherer. 

(4) Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, kann 
jede Vertragspartei den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 

Die Kündigung des Versicherers wird jedoch erst nach Ablauf von 

zwei Wochen nach Zugang wirksam. 
(5) Von den Absätzen 1 bis 4 kann nicht zum Nachteil des Versiche-

rungsnehmers abgewichen werden. 

 

§ 56  Verletzung der Anzeigepflicht 
 

(1) Abweichend von § 19 Abs. 2 ist bei Verletzung der Anzeigepflicht 
der Rücktritt des Versicherers ausgeschlossen; der Versicherer kann 

innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an, zu dem er Kenntnis 

von dem nicht oder unrichtig angezeigten Umstand erlangt hat, den 
Vertrag kündigen und die Leistung verweigern. Der Versicherer bleibt 

zur Leistung verpflichtet, soweit der nicht oder unrichtig angezeigte 

Umstand nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder 
den Umfang der Leistungspflicht war. 

(2) Verweigert der Versicherer die Leistung, kann der Versicherungs-

nehmer den Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, zu 

welchem dem Versicherungsnehmer die Entscheidung des Versiche-

rers, die Leistung zu verweigern, zugeht. 
 

§ 57  Gefahränderung 
 

(1) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer eine Änderung der 

Gefahr unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Gefahrerhöhung nicht ange-
zeigt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 

Versicherungsfall nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 

dem Versicherer hätte zugehen müssen. Er ist zur Leistung verpflich-

tet, 

1. wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu 

dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
2. wenn die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 

verletzt worden ist oder 

3. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war. 

(3) Der Versicherer ist abweichend von § 24 nicht berechtigt, den 

Vertrag wegen einer Gefahrerhöhung zu kündigen. 
 

§58  Obliegenheitsverletzung 
 

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer bei einer laufenden Versiche-

rung schuldhaft eine vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllende 

Obliegenheit, ist der Versicherer in Bezug auf ein versichertes Einzel-
risiko, für das die verletzte Obliegenheit gilt, nicht zur Leistung 

verpflichtet. 

(2) Bei schuldhafter Verletzung einer Obliegenheit kann der Versiche-

rer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er Kenntnis von der 

Verletzung erlangt hat, mit einer Frist von einem Monat kündigen. 

 

§ 74  Überversicherung 
 

(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei 

verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der Über-

versicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie mit 
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 

sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die 

Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 

begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 

§ 75  Unterversicherung 
 

Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versiche-

rungswert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist der 

Versicherer nur verpflichtet, die Leistung nach dem Verhältnis der 
Versicherungssumme zu diesem Wert zu erbringen. 

 

§ 77  Mehrere Versicherer 
 

(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere 
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Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der 

andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 

entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 

Schaden versichert, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 
 

§ 78  Haftung bei Mehrfachversicherung 
 

(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 

Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe 

der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der 
anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehr-

fachversicherung), haften die Versicherer in der Weise als Gesamt-
schuldner, dass jeder Versicherer den von ihm nach dem Vertrag zu 

leistenden Betrag zu zahlen hat, der Versicherungsnehmer aber insge-

samt nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen kann. 
(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 

Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungsnehmer 

nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist auf eine der Versi-
cherungen ausländisches Recht anzuwenden, kann der Versicherer, 

für den das ausländische Recht gilt, gegen den anderen Versicherer 

einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er selbst 
nach dem für ihn maßgeblichen Recht zur Ausgleichung verpflichtet 

ist. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvor-

teil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 

nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis 

erlangt. 

 

§ 79  Beseitigung der Mehrfachversicherung 
 

(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehr-

fachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen 

der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssum-

me unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbetrag 

herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt 
ist. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 

dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versiche-
rungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem 

Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-

nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versiche-

rungssummen und der Prämien verlangen. 

 

§ 80  Fehlendes versichertes Interesse 
 

(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-

pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung 

nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse bei einer Versiche-
rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künfti-

ges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 

jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 

weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspruchen 

können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 

Kenntnis erlangt hat. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in 
der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-

gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer 

steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 

§ 82  Abwendung und Minderung des Schadens 
 

(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles 

nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 

zu sorgen. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, soweit 

für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, wenn die 
Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsver-

trag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-

cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist 

der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer 

grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine 

Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 

Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-

nehmer. 
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung ver-

pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für die Fest-

stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der 

Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 

§ 85  Schadensermittlungskosten 
 

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die 
durch die Ermittlung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden 

Schadens entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung den 

Umständen nach geboten war. Diese Kosten sind auch insoweit zu 
erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 

Versicherungssumme übersteigen. 

(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung eines 
Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat der Versicherer 

nicht zu erstatten, es sei denn, der Versicherungsnehmer ist zu der 

Zuziehung vertraglich verpflichtet oder vom Versicherer aufgefordert 
worden. 

(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 

auch den Kostenersatz entsprechend kürzen. 
 

§ 86  Übergang von Ersatzansprüchen 
 

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 

Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der 

Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 

Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur 

Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der 
geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen 

Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist 
der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge 

dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer 

grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 

Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 

Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer. 

(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen 

eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Ge-
meinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend 

gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätz-

lich verursacht. 

 

§ 95  Veräußerung der versicherten Sache 
 

(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 

tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 

Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 

(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf 

die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperi-
ode entfällt, als Gesamtschuldner. 

(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich 

gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat. 

 

§ 96  Kündigung nach Veräußerung 
 

(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten 

Sache das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 

nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 

der Veräußerung ausgeübt wird. 
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 

sofortiger Wirkung oder für den Schluss der laufenden Versiche-

rungsperiode zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kennt-

nis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines 
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Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 

(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zahlung der Prämie 

verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie besteht nicht. 

 

§ 97  Anzeige der Veräußerung 
 

(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Er-

werber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, ist der 

Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 

Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer 

den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht 
geschlossen hätte. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leistung 

verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt 

war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn zur 

Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 

des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 
 

§ 102 Betriebshaftpflichtversicherung 
 

(1) Besteht die Versicherung für ein Unternehmen, erstreckt sie sich 

auf die Haftpflicht der zur Vertretung des Unternehmens befugten 

Personen sowie der Personen, die in einem Dienstverhältnis zu dem 
Unternehmen stehen. Die Versicherung gilt insoweit als für fremde 

Rechnung genommen. 

(2) Wird das Unternehmen an einen Dritten veräußert oder auf Grund 
eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Ver-

hältnisses von einem Dritten übernommen, tritt der Dritte an Stelle 

des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seiner Berechti-
gung sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 

Pflichten ein. §95 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 96 und 97 sind entspre-

chend anzuwenden. 
 

§ 143 Fortdauer der Leistungspflicht gegenüber Hypotheken-

gläubigern 
 

(1) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie bleibt der 

Versicherer gegenüber einem Hypothekengläubiger, der seine Hypo-
thek angemeldet hat, bis zum Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt 

zur Leistung verpflichtet, zu welchem dem Hypothekengläubiger die 

Bestimmung der Zahlungsfrist oder, wenn diese Mitteilung unterblie-
ben ist, die Kündigung mitgeteilt worden ist. 

(2) Die Beendigung des Versicherungsverhältnisses wird gegenüber 

einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, erst 
mit dem Ablauf von zwei Monaten wirksam, nachdem ihm die Been-

digung und, sofern diese noch nicht eingetreten war, der Zeitpunkt der 

Beendigung durch den Versicherer mitgeteilt worden ist oder er auf 
andere Weise hiervon Kenntnis erlangt hat. Satz 1 gilt nicht, wenn das 

Versicherungsverhältnis wegen unterbliebener Prämienzahlung durch 

Rücktritt oder Kündigung des Versicherers oder durch Kündigung des 
Versicherungsnehmers, welcher der Hypothekengläubiger zugestimmt 

hat, beendet wird. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Wirksamkeit einer Ver-
einbarung zwischen dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer, 

durch die der Umfang des Versicherungsschutzes gemindert wird oder 

nach welcher der Versicherer nur verpflichtet ist, die Entschädigung 
zur Wiederherstellung des versicherten Gebäudes zu zahlen. 

(4) Die Nichtigkeit des Versicherungsvertrags kann gegenüber einem 

Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, nicht 
geltend gemacht werden. Das Versicherungsverhältnis endet jedoch 

ihm gegenüber nach Ablauf von zwei Monaten, nachdem ihm die 

Nichtigkeit durch den Versicherer mitgeteilt worden ist oder er auf 
andere Weise von der Nichtigkeit Kenntnis erlangt hat. 

 

§ 144 Kündigung des Versicherungsnehmers 
 

Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist eine 

Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den Versicherungs-
nehmer unbeschadet des § 92 Abs. 1 und des § 96 Abs. 2 nur wirk-

sam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen Monat vor 

Ablauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig war, das Grund-

stück nicht mit der Hypothek belastet war oder dass der Hypotheken-

gläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Die Zustimmung darf nicht 
ohne ausreichenden Grund verweigert werden. 

 

§ 145 Übergang der Hypothek 
 

Soweit der Versicherer den Hypothekengläubiger nach § 143 befrie-
digt, geht die Hypothek auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum 

Nachteil eines gleich- oder nachstehenden Hypothekengläubigers 

geltend gemacht werden, dem gegenüber die Leistungspflicht des 
Versicherers bestehen geblieben ist. 

 

§ 215 Gerichtsstand 
 

(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen 

Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 

Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Für Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses 

Gericht ausschließlich zuständig. 
(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen der 

anderen Partei nicht anzuwenden. 

(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich 

dieses Gesetzes verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

________________________________________________________ 

 

BGB 
 

 

§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist 
 

Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre.  

 

§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist und Höchst-

fristen 

(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des 

Jahres, in dem  
1. der Anspruch entstanden ist und 

2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen 

und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste 

(2) Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit beruhen, verjähren ohne 

Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige 

Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, der 
Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden 

Ereignis an.  

(3) Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren  
1. ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis 

in zehn Jahren von ihrer Entstehung an und 

2. ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob 
fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, 

der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden 

Ereignis an. 

Maßgeblich ist die früher endende Frist.  

(4) Andere Ansprüche als Schadensersatzansprüche verjähren ohne 

Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn 
Jahren von ihrer Entstehung an.  

(5) Geht der Anspruch auf ein Unterlassen, so tritt an die Stelle der  

Entstehung die Zuwiderhandlung.  
 

§ 247 Basiszinssatz 
 

(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. 

Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um wel-

che die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes 
gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die 

jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 

vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.  
(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz unver-

züglich nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im Bun-

desanzeiger bekannt.  

 

§ 286 Verzug des Schuldners 
 

(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die 

nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mah-

nung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die 
Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfah-
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ren gleich.  

(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn  
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene 

Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem 
Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt, 

3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 

4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen der sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist. 

(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Ver-

zug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zu-
gang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet; 

dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, nur, wenn 

auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders 
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rech-

nung oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der 

nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Emp-
fang der Gegenleistung in Verzug.  

(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung 

infolge eines Umstands unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.  

 

§ 288 Verzugszinsen 
 

(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der 

Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem 

Basiszinssatz.  
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, 

beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über 

dem Basiszinssatz.  
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zin-

sen verlangen.  

(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausge-
schlossen.  

 

§ 823 Schadensersatzpflicht 
 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Ge-

sundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines 
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des 

daraus entstehenden Schadens verpflichtet.  

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem 

Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden 

möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.  
 

________________________________________________________ 

 

HGB 
 

 

§ 352 Gesetzlicher Zinssatz  
 

(1) Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Ausnahme der Verzugszin-

sen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert für 

das Jahr. Das gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem solchen 

Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfußes verspro-
chen sind.  

(2) Ist in diesem Gesetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von 

Zinsen ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter 
Zinsen zu fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen.  

 

________________________________________________________ 
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§ 15  Stufen der Pflegebedürftigkeit  
 

(1) Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz sind 
pflegebedürftige Personen (§ 14) einer der folgenden drei Pflegestu-

fen zuzuordnen: 

1. Pflegebedürftige der Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürftige) sind 
Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität 

für wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren Berei-

chen mindestens einmal täglich der Hilfe bedürfen und zusätzlich 
mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versor-

gung benötigen. 

2. Pflegebedürftige der Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige) sind 

Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobilität 

mindestens dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten der Hilfe 
bedürfen und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der haus-

wirtschaftlichen Versorgung benötigen. 

3. Pflegebedürftige der Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige) 
sind Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der 

Mobilität täglich rund um die Uhr, auch nachts, der Hilfe bedürfen 

und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaft-
lichen Versorgung benötigen. 

(2) Bei Kindern ist für die Zuordnung der zusätzliche Hilfebedarf 

gegenüber einem gesunden gleichaltrigen Kind maßgebend. 
(3) Der Zeitaufwand, den ein Familienangehöriger oder eine andere 

nicht als Pflegekraft ausgebildete Pflegeperson für die erforderlichen 

Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
benötigt, muss wöchentlich im Tagesdurchschnitt 

1. in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; hierbei müs-

sen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen, 
2.in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; hierbei 

müssen auf die Grundpflege mindestens zwei Stunden entfallen, 

3. in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; hierbei 
müssen auf die Grundpflege mindestens vier Stunden entfallen. 

Bei der Feststellung des Zeitaufwandes ist ein Zeitaufwand für erfor-

derliche verrichtungsbezogene krankheitsspezifische Pflegemaßnah-
men zu berücksichtigen; dies gilt auch dann, wenn der Hilfebedarf zu 

Leistungen nach dem Fünften Buch führt. Verrichtungsbezogene 

krankheitsspezifische Pflegemaßnahmen sind Maßnahmen der Be-
handlungspflege, bei denen der behandlungspflegerische Hilfebedarf 

untrennbarer Bestandteil einer Verrichtung nach § 14 Abs. 4 ist oder 

mit einer solchen Verrichtung notwendig in einem unmittelbaren 
zeitlichen und sachlichen Zusammenhang steht. 

 

 

ZPO 
 

 

§ 13  Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes 
 

Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz 

bestimmt. 
 

§ 17  Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen 
 

(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen 

sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen 
Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmassen, 

die als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz be-

stimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo die 
Verwaltung geführt wird. 

(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem 

Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als 
solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes. 

(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimmten 

Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise besonders 
geregelter Gerichtsstand zulässig. 

 

§ 21  Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung 
 

(1) Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines 

anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Ge-

schäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die auf 
den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem Ge-

richt des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befindet. 

(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 

versehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirtschaf-

ten, soweit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des Gutes sich 
beziehenden Rechtsverhältnisse betreffen. 

 

§ 29  Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsorts 
 

(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen 
Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige 

Verpflichtung zu erfüllen ist. 

(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zustän-
digkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristische Personen 

des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen 

sind. 
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Versicherung Aktiengesellschaft 

 

 
 

§ 287 Schadensermittlung; Höhe der Forderung 
 

(1) Ist unter den Parteien streitig, ob ein Schaden entstanden sei und 

wie hoch sich der Schaden oder ein zu ersetzendes Interesse belaufe, 
so entscheidet hierüber das Gericht unter Würdigung aller Umstände 

nach freier Überzeugung. Ob und inwieweit eine beantragte Beweis-

aufnahme oder von Amts wegen die Begutachtung durch Sachver-
ständige anzuordnen sei, bleibt dem Ermessen des Gerichts überlas-

sen. Das Gericht kann den Beweisführer über den Schaden oder das 

Interesse vernehmen; die Vorschriften des § 452 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
bis 4 gelten entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 1, 2 sind bei vermögens-

rechtlichen Streitigkeiten auch in anderen Fällen entsprechend anzu-
wenden, soweit unter den Parteien die Höhe einer Forderung streitig 

ist und die vollständige Aufklärung aller hierfür maßgebenden Um-

stände mit Schwierigkeiten verbunden ist, die zu der Bedeutung des 

streitigen Teiles der Forderung in keinem Verhältnis stehen. 

 

________________________________________________________ 

 

WEG 
 

 

§ 1  Begriffsbestimmungen 
 

(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes kann an Wohnungen das Woh-

nungseigentum, an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen eines 
Gebäudes das Teileigentum begründet werden.  

(2) Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung in 
Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen 

Eigentum, zu dem es gehört.  

(3) Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken 
dienenden Räumen eines Gebäudes in Verbindung mit dem Miteigen-

tumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört.  

(4) Wohnungseigentum und Teileigentum können nicht in der Weise 
begründet werden, dass das Sondereigentum mit Miteigentum an 

mehreren Grundstücken verbunden wird.  

(5) Gemeinschaftliches Eigentum im Sinne dieses Gesetzes sind das 
Grundstück sowie die Teile, Anlagen und Einrichtungen des Gebäu-

des, die nicht im Sondereigentum oder im Eigentum eines Dritten 

stehen.  
(6) Für das Teileigentum gelten die Vorschriften über das Wohnungs-

eigentum entsprechend. 
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Privatschutzversicherungen
Informationen über den Versicherungsvertrag

Pflichtinformationen

n Bestimmungen Ziffer 1–21

n Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG

n Erklärung zum Datenschutz

PRIVATSCHUTZ

Pflichtinfos
Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG

Merkblatt zur Datenverarbeitung

Bestimmungen Ziffer 1–21
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Information nach der Verordnung über Informations-
pflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-Info V)

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

die Rechtsverordnung zu den Informationspflichten (§ 7 Versicherungs-
vertragsgesetz) regelt den Umfang der Verbraucherinformation zu Versi-
cherungsverträgen. Nachfolgend erhalten Sie diese Informationen bzw. 
einen Überblick darüber, wo Sie diese entnehmen können. 

1. Identität des Versicherers
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Christoph Bohn 
Vorstand: Kai Waldmann, Sven Waldschmidt
Sitz Oberursel (Taunus)
Rechtsform Aktiengesellschaft
Amtsgericht Bad Homburg v. d. H. HRB 1585

Alle für uns bestimmten Anzeigen und Willenserklärungen sind, sofern 
nicht etwas anderes bestimmt ist, in Textform an diese Anschrift zu rich-
ten. Die Vertreter sind zu deren Entgegennahme nicht bevollmächtigt.

2.  Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäischen
Union in dem Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben

– entfällt –

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
– entfällt –

4.  Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und zuständiges
Aufsichtsamt

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit besteht im Betrieb von Haftpflicht-, 
Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherungen.

Zuständiges Aufsichtsamt:
Bundesamt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bereich Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. ä.
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von
Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherungen
besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. ä.

6.  Angaben über die wesentlichen Merkmale der Versicherungs-
leistung, insbesondere

a)  die für das Versicherungsverhältnis geltenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen einschließlich der Tarifbestimmungen

b)  Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des
Versicherers.

Zu a):

Es gelten – je nach beantragtem Versicherungsumfang – die nachfol-
genden Versicherungsbedingungen:

y Hausratversicherung
Druckstück S 10

 Allgemeine Bedingungen für Hausratversicherung (AL-VHB), Dekla-
ration der versicherten Sachen, Hinweise, sowie die je nach beantrag-
tem Umfang gültigen Klauseln und Besonderen Bedingungen.

y Wohngebäudeversicherung
Druckstück S 92

 Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung (AL-
VGB), Deklaration der versicherten Sachen, Hinweise, sowie die je 
nach beantragtem Umfang gültigen Klauseln und Besonderen Bedin-
gungen.

y Glasversicherung
Druckstück S 72

 Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (AL-AGlB), Dekla-
ration der versicherten Sachen, Hinweise, sowie die je nach beantrag-
tem Umfang gültigen Klauseln.

y Haftpflichtversicherung
Druckstück S 97

 Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AL-AHB) 
sowie die je nach beantragtem Umfang gültigen Besondere Bedin-
gungen und Risikobeschreibungen (BBR) 

Druckstücke H 3 und H 51 (Jagd-Haftpflicht).

 Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AL-AHB) 
und BBR zur-Haftpflichtversicherung für Jäger

 Druckstücke H 3 und H 20 (Wassersport-Haftpflicht)

 Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AL-AHB) 
und BBR zur Haftpflichtversicherung für Wassersportfahrzeuge zu 
Privatzwecken. 

y Private Unfallversicherung
Druckstück S 80

 Allgemeine Bedingungen für die Unfallversicherung (AL-AUB), 
Deklaration des Versicherungsschutzes sowie je nach beantragtem 
Umfang gültigen Besondere Bedingungen, Zusatzbedingungen und 
Geschriebene Bedingungen. 

y Unfallversicherung für das Gesundheitswesen
Druckstücke U 22, U 31, U 38, U 40, U 45, U 57

 Allgemeine Bedingungen für die Unfallversicherung (AL-AUB) sowie 
die je nach beantragtem Umfang gültigen Besondere Bedingungen.

y Bauleistungsversicherung
Druckstücke BL 01.5, BL 228

 Allgemeine Bedingungen für Bauleistungsversicherung (AL-ABN), 
Dekla ration der versicherten Sachen, Hinweise, sowie die je nach 
beantrag tem Umfang gültigen Klauseln und Besonderen Bedingungen. 

Zu b): 

y Hausratversicherung 
 Wir ersetzen Ihnen Schäden, die durch Feuer, Blitzschlag, Explosion, 
Implosion, Einbruchdiebstahl (einschließlich Vandalismus), Raub, 
Leitungswasser, Sturm/Hagel und (sofern vereinbart) weitere Ele-
mentargefahren entstehen.

y Wohngebäudeversicherung:
 Die Versicherung umfasst zahlreiche Gefahren, denen das Wohn-
gebäude ausgesetzt ist, so vor allem Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Implosion, Leitungswasser, Frost, Sturm/Hagel und (sofern verein-
bart) weitere Elementargefahren.

y Glasversicherung
 Die Glasversicherung schützt Sie vor den finanziellen Folgen bei 
Schäden an der Gebäude- und/oder Mobiliarverglasung.

y  Haftpflichtversicherung
 Wir schützen Sie als Privatperson aus den Gefahren des täglichen 
Lebens bzw. in der Jagdhaftpflicht aus erlaubter jagdlicher Betätigung  
vor gesetzlichen Haftpflichtansprüchen Dritter.

y Unfallversicherung
 Die Unfallversicherung unterstützt Sie finanziell, um die Folgen eines 
Unfalles für die versicherte Person abzumildern.

y Bauleistungsversicherung
 Wir ersetzen im Schadenfall alle Kosten, die anfallen, um das Bau-
grundstück oder den Bau aufzuräumen bzw. den Zustand vor Scha-
deneintritt wiederherzustellen.

Fälligkeit der Leistung
 Sie erhalten die vereinbarte Leistung nach Eintritt des Versicherungsfalls 
und Feststellung unserer Leistungspflicht.
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Erfüllung der Leistung
Wir zahlen im Versicherungsfall bis zur Höhe der jeweils vereinbarten 
Versicherungssumme bzw. Entschädigungsgrenze.

Hinweis:
Weitere Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie Erfüllung unserer 
Leistungen sind, je nach beantragtem Umfang, in den allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen, Deklarationen, Klauseln, Besondere Bedingungen, 
Risikobeschreibungen, Zusatzbedingungen und Geschriebene Bedingun-
gen geregelt. 

7.  Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und
sonstigen Preisbestandteile

Diese Angaben entnehmen Sie bitte unserem Vorschlag bzw. dem Antrag. 
Die zu zahlende Prämie enthält die zum Zeitpunkt der Antragstellung 
gültige Versicherungsteuer.

8.  Zusätzlich anfallende Kosten sowie weitere Steuern, Gebühren
oder Kosten

Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden nicht 
erhoben.

Im Rahmen eines ordnungsgemäßen Vertragsverlaufs fallen keine wei-
teren Kosten an. Wir weisen darauf hin, dass bei Prämienverzug zusätz-
liche Kosten, wie z. B. Mahngebühren entstehen können. 

9. Einzelheiten zur Prämienzahlung und Zahlungsweise
Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, sind die verein-
barten Prämien im Voraus zu zahlen. Beachten Sie, dass die Erstprämie
von den unter Ziffer 7 aufgeführten Prämien abweichen kann.

Versicherungsbeginn und -ablauf entnehmen Sie bitte unserem Vor-
schlag bzw. dem Antrag.

y Erste oder einmalige Prämie
 Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des ver-
einbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungs-
beginns zu zahlen. 

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsabschluss, so müssen Sie die erste oder einmalige Prämie unver-
züglich nach Zugang des Versicherungsscheines zahlen.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag oder den getroffenen Ver-
einbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheines zu zahlen. 

 Bitte lesen Sie die wichtige Belehrung über die Folgen einer Nichtzah-
lung der ersten oder einmaligen Prämie:

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig, 
beginnt der Versicherungsschutz frühestens zum Zeitpunkt der 
Zahlung. Der Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem 
vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten haben.

Außerdem können wir, solange die Zahlung nicht erfolgt ist, vom 
Vertrag zurücktreten. 

Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, 
dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

y Folgeprämie
 Die Folgeprämie wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungs-
periode fällig. 

Grundsätzlich gilt 
Die Prämienschuld ist erfüllt, wenn die Überweisung von Ihrem Konto 
angewiesen wurde und dieses eine ausreichende Deckung zur Durchfüh-
rung der Überweisung aufweist. Sollte die Überweisung mittels Barein-
zahlung erfolgen, gilt die Prämienschuld mit der Einzahlung der fälligen 
Prämie beim entsprechenden Geldinstitut als erfüllt.

Im Fall des Prämieneinzugs über das Lastschriftverfahren ist die Prämi-
enschuld erfüllt, wenn zum Zeitpunkt der Abbuchung das angegebene 
Konto eine ausreichende Deckung aufweist, die die Vornahme der Abbu-
chung gestattet.

Hinweis: Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, 
zur Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie, zur Fälligkeit der Fol-
geprämien und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung sind in den allgemeinen 
Versicherungsbedingungen geregelt.

10.  Angaben über die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Ver-
fügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeits-
dauer befristeter Angebote hinsichtlich des Preises.

Das Ihnen unterbreitete Angebot hat eine Gültigkeit von 6 Wochen und 
gilt vorbehaltlich einer Änderung der vom Gesetzgeber festgelegten Ver-
sicherungsteuer sowie einer endgültigen Risikoprüfung.

11.  Hinweis auf mögliche Schwankungen der verwendeten Finanz-
instrumente

Entfällt prinzipiell bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im 
Betrieb von Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzver-
sicherungen besteht.

12.  Angaben über das Zustandekommen des Vertrages, Beginn des
Versicherungsschutzes und zur Bindefrist

Der Versicherungsvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willens-
erklärungen zustande.

Ihre Willenserklärung ist der Antrag den Sie stellen und unsere Willens-
erklärung ist der Versicherungsschein oder eine Annahmebestätigung. 

Der Versicherungsvertrag kommt mit Zugang unserer Annahmeerklä-
rung oder des Versicherungsscheines zustande. 

y  Beginn des Versicherungsschutzes
 Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Versicherungs-
beginn, wenn Sie die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig zahlen. 
Über das was rechtzeitig ist, informieren wir sie ausführlich unter 
Ziffer 9.

Bitte beachten Sie:

 Wenn Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig zahlen, 
beginnt Ihr Versicherungsschutz frühestens zum Zeitpunkt der Zah-
lung. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten haben. 

y Frist in der Sie an den Antrag gebunden sind (Bindefrist)
 Sie sind einen Monat lang an den Antrag gebunden. Ihr Widerrufs-
recht bleibt hiervon unberührt.

13. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, 
die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 
Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit 
den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese 
Belehrung jeweils in Textform erhalten haben.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an die:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel
Telefax: 06171/24434
service@alte-leipziger.de

Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämie, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den 
Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs ent-
fällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um einen Betrag in Höhe von 1/360 der Jahresprämie bzw. 1/30 der 
Monatsprämie multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Ver-
sicherungsschutz bestanden hat. Die Höhe der Prämie entnehmen 
Sie bitte den Vertragsunterlagen. Die Erstattung zurückzuzahlender 
Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende 
der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass emp-
fangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen 
(z. B. Zinsen) herauszugeben sind.
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Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des Versicherungsvertrags-
gesetzes wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versi-
cherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebun-
den. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug 
zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des 
Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Verein-
barung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine 
Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ende der Widerrufsbelehrung 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender Vertrag 
erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf die 
erweiterten oder geänderten Vertragsteile.

14. Vertragslaufzeit
Die für den Vertrag geltende Vertragslaufzeit entnehmen Sie bitte
unserem Vorschlag bzw. dem Antrag.

Versicherungsverträge mit mindestens einjähriger Vertragsdauer verlän-
gern sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweiligen 
Ablauf der anderen Partei eine Kündigung zugegangen ist. Dies gilt 
nicht für Verträge mit einmaliger Prämie oder für Verträge ohne Verlän-
gerungsvereinbarung.

15. Beendigung eines Vertrages
Der Vertrag kann unter bestimmten Vorraussetzungen, ggf. auch vor 
Ablauf der vereinbarten Vertragslaufzeit, von Ihnen gekündigt werden.
Bitte beachten Sie, dass eine etwaige Kündigung gegenüber der ALTE
LEIPZIGER in Textform zu erfolgen hat.

y  Kündigung zum Ablauf
 Die Verträge gemäß Punkt 14 können von Ihnen zum Ablauf, bei 
einer vereinbarten Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren zum Schluss 
des dritten oder jedes darauf folgenden Versicherungsjahres, unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 

y  Kündigung nach dem Versicherungsfall
  Bauleistungs-, Hausrat-, Glas- oder Wohngebäudeversicherung:
 Nach Eintritt eines Versicherungsfalls haben Sie die Möglichkeit, den 
vom Schaden betroffenen Vertrag zu kündigen. Die Kündigung muss 
spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschä- 
digung erfolgen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie 
können auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit bestimmen, 
spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungsjahres.

  Haftpflichtversicherung:
 Haben wir nach Eintritt des Versicherungsfalles Ihren Anspruch auf 
Freistellung anerkannt oder zu Unrecht abgelehnt, können Sie das 
Versicherungsverhältnis kündigen. Die Kündigung muss innerhalb 
eines Monats nach Anerkennung oder Ablehnung des Freistellungs-
anspruchs erfolgen. Sie wird sofort nach Zugang bei uns wirksam. Sie 
können auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit bestimmen, 
spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungsjahres.

  Unfallversicherung:
 Den Vertrag können Sie durch Kündigung beenden, wenn wir eine 
Leistung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erho-
ben haben. Die Kündigung muss uns spätestens einen Monat nach 
Leistung oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Klagerücknahme, 
Anerkenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils in Textform zuge-
gangen sein. Sie wird sofort nach ihrem Zugang bei uns wirksam. Sie 
können auch jeden späteren Zeitpunkt zur Wirksamkeit bestimmen, 
spätestens jedoch den Ablauf des Versicherungsjahres. 

y  Kündigung nach Risikowegfall
 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg,  
erlöschen die Versicherungsverträge, jedoch frühestens zu dem Zeit-
punkt zu dem wir Kenntnis vom Wegfall des Risikos erlangt haben.

 Hinweis zur Wohngebäudeversicherung: Eine Veräußerung des versi- 
cherten Gebäudes gilt nicht als Risikowegfall, hierfür bestehen beson- 
dere Kündigungsvorschriften.

y  Kündigung bei Prämienerhöhungen oder Minderung des Ver-
sicherungsschutzes ohne Ausgleich 
(Gilt nicht für Bauleistungsversicherung)
 Erhöht sich aufgrund einer Anpassungsklausel die Prämie, ohne dass 
sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, kön-
nen Sie den betreffenden Vertrag mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung kün- 
digen. Gleiches gilt, wenn sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
vermindert, ohne dass die Prämie entsprechend angepasst wird.

16. Rechtsgrundlagen bei Vertragsanbahnung
Die Vertragsanbahnung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz Oberursel (Taunus). Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht seines 
Wohnsitzes zuständig. 

Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
müssen

y  bei einer natürlichen Person bei dem für ihren Wohnsitz zuständigen 
Gericht,

y  bei einer juristischen Person bei dem für ihren Sitz oder ihre Nieder-
lassung zuständigen Gericht

erhoben werden.

18. Sprache
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Vertragsinformatio-
nen sowie die Kommunikation während der Vertragslaufzeit ist deutsch.

19. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
Wenn Sie einmal mit unserem Service nicht zufrieden oder mit einer 
Entscheidung nicht einverstanden sein sollten, können Sie sich an den
Servicebeauftragten des Vorstandes wenden:

y  ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Servicebeauftragter des Vorstandes
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel
servicebeauftragter@alte-leipziger.de

Sollte Sie das Ergebnis nicht zufrieden stellen, können Sie den Ver-
sicherungsombudsmann einschalten. Unser Unternehmen ist Mitglied im 
Verein Versicherungsombudsmann e. V. Der Ombudsmann ist eine unab-
hängige Verbraucherschlichtungsstelle. Er überprüft kostenfrei für Sie, ob 
wir korrekt gehandelt haben.

y  VERSICHERUNGSOMBUDSMANN e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin
Telefon: 0800/3696000 (kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)
Telefax: 0800/3699000 (kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen)
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Wenn Sie Ihren Vertrag online, beispielsweise über unsere Internet-
seite, abgeschlossen haben, steht Ihnen die von der Europäischen 
Kommission eingerichtete Plattform zur Online-Streitbeilegung zur Ver-
fügung. Die Plattform ist unter folgendem Link zu erreichen:  
http://ec.europa.eu/consumers/odr/

20. Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Die für Versicherungen zuständige Aufsichtsbehörde prüft vor allem,
ob ein Unternehmen die für den Betrieb des Versicherungsgeschäftes
geltenden gesetzlichen und aufsichtsbehördlichen Vorschriften beach-
tet. Den konkreten Einzelfall kann sie dabei grundsätzlich aber nicht
rechtsverbindlich entscheiden. Hierfür sind die Zivilgerichte zuständig.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Bereich Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn

21. Allgemeine Hinweise/Schlusserklärung
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüglich, wenn
sich Ihre Anschrift ändert.

Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn 
sie der Versicherer durch Aufnahme in das Vertragsdokument bestätigt.



5

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung  
der gesetzlichen Anzeigepflicht  

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen 
können, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsgemäß  
und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände 
anzugeben, denen Sie nur eine geringe Bedeutung beimessen. 
Personenbezogene Angaben (z. B. zur Unfallversicherung) die Sie 
nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, 
sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel 

in Textform nachzuholen. 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.  
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeige-
pflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet,  
alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen  
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Um ständen 
fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche  
Anzeigepflicht verletzt wird? 
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom 
Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass 
weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir  
kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis  
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten.

 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären 
wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben  
wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen,  
dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 

y    weder für den Eintritt oder die Feststellung des  
Versicherungsfalles 

y  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer  
Leistungspflicht

 ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

 Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie zu, welcher der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht.  

Kündigung  
 Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorver-
tragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. 

 Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch  
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Vertragsänderung  
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden 
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestand-
teil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die 
anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung die Prämie um mehr 
als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb  
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Ver-
tragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir  
Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats geltend  machen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Ver- 
letzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer 
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich 
weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 
nicht verstrichen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung  
oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannten. 

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags-
änderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf  
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere 
Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rück-
tritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschluss-
frist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist 
Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu 
berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur  
berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz  
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wird mit diesem Antrag ein bereits bestehender Vertrag  
erweitert oder geändert, so bezieht sich die Mitteilung  
über die Folgen der gesetzlichen Anzeigepflicht nur auf die  
erweiterten oder geänderten Vertragsteile.

02
.2

01
7



6

Erklärung zum Datenschutz

A     Information zur Verwendung Ihrer Daten
Zur Abwicklung des Vertragsverhältnisses (einschließlich Antrags- und Leistungsabwicklung)
benötigen wir personenbezogene Daten von Ihnen. Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung
dieser Daten ist grundsätzlich gesetzlich geregelt. Die ALTE LEIPZIGER ist dem vom Gesamt-
verband der deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) in enger Abstimmung mit den Daten-
schutzaufsichtsbehörden und dem Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) entwickelten
»Code of Conduct« beigetreten. Die beigetretenen Unternehmen verpflichten sich darin, nicht
nur die datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes
(VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze
streng einzuhalten, sondern auch darüber hinaus weitere Maßnahmen zur Förderung des
Datenschutzes zu ergreifen. Erläuterungen dazu können Sie den Verhaltensregeln entnehmen,
die Sie im Internet unter www.alte-leipziger.de/code-of-conduct.pdf abrufen können.
Ebenfalls im Internet abrufen können Sie eine Liste der Unternehmen unseres Konzerns, die
an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, sowie der Auftragnehmer und der
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen (www.alte-
leipziger.de/dienstleisterliste.pdf). Die zurzeit gültige Liste ist dem Antrag als Anlage beige-
fügt. Auf Wunsch senden wir Ihnen auch gern einen Ausdruck dieser Liste oder der Verhaltens-
regeln per Post.
Sie können Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten beantragen. Darüber
hinaus können Sie die Berichtigung Ihrer Daten verlangen, wenn diese unrichtig oder unvoll-
ständig sind. Ansprüche auf Löschung oder Sperrung Ihrer Daten können bestehen, wenn
deren Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sich als unzulässig oder nicht mehr erforderlich
erweist. Diese Rechte können Sie beim Betrieblichen Datenschutzbeauftragten der ALTE
LEIPZIGER (Anschrift: Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel, Telefon: 06171 66-3927, E-Mail:
datenschutz@alte-leipziger.de) geltend machen.

B     Einwilligung in die Verwendung allgemeiner personen -
bezogener Daten 

Für die in der nachfolgenden Erklärung genannten Tätigkeiten benötigen wir Ihre individuelle
Einwilligung.

Ich willige ein, dass meine allgemeinen personenbezogenen Daten unter Beachtung der
Grundsätze der Datensparsamkeit und der Datenvermeidung verwendet werden 
n zur Angebots-, Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung, indem die ALTE LEIPZIGER

selbst Informationen über mein allgemeines Zahlungsverhalten einholt. Dies kann auch
erfolgen durch ein Unternehmen im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern oder
eine Auskunftei (z. B. Arvato Infoscore, Creditreform, SCHUFA).

n zur Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung, indem die ALTE LEIPZIGER oder
eine Auskunftei eine auf der Grundlage mathematisch-statistischer Verfahren erzeugte
Einschätzung meiner Zahlungsfähigkeit bzw. der Kundenbeziehung (Scoring) einholt.

C     Hinweis- und Informationssystem (HIS)
Die informa HIS GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt-
schaft (HIS). An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher einer
näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich
und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person ist
möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder z. B. das Schadenbild mit der
Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall
wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon
einmal als gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grund melden wir Fahrzeuge an das HIS,
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von Abrechnungen
ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich
hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das
HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns benachrichtigt. 
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages oder Regulierung
eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und spei-
chern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es nach einem Hinweis durch das
HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an
das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die
Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen
anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über
Ihren Schadenfall geben müssen. 
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-his.de.

D     Hinweis auf das Widerspruchsrecht in die Verwendung von
Daten für Zwecke der Werbung sowie Markt- und Meinungs-
forschung 

Ihre personenbezogenen Daten werden ohne Ihre ausdrückliche Einwilligung zur Werbung 
für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte des Konzerns 
ALTE  LEIPZIGER – HALLESCHE sowie zur Markt- und Meinungsforschung unseres Unter-
nehmens verwendet. Dem können Sie jederzeit formlos widersprechen.  

E     Dienstleisterliste (Stand: Februar 2017)

Liste der Dienstleister gemäß »Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklärung«
im Versicherungsantrag sowie im Einklang mit Art. 21 und 22 der »Verhaltensregeln für 
den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die Versicherungswirtschaft«.

Aufgaben, zu deren Bearbeitung personenbezogene Daten (z. B. Name, Adresse) an Dritte
weitergegeben werden können

Übertragene Aufgaben Auftragnehmer/Dienstleistungskategorien
Adressprüfung Adressermittler, Einwohnermeldeämter

Auskunftseinholung zur Antrags- und/oder Wirtschaftsauskunfteien (Schufa Holding AG,
Leistungsbearbeitung Creditreform e.V., Arvato Infoscore GmbH, Forum 
     Finanzplanung GmbH, informa HIS GmbH)
     Auskunftsdienste von Arztberichten für Personen-
      schäden (ACTINEO)

Beratung, treuhänderische Tätigkeiten Beratungsunternehmen, Treuhänder, Aktuare
Tarifierung

Bestandsverwaltung Assekuradeure, Makler,
und Schadenbearbeitung Hamburger Vermögensschaden
(Sach- /Rechtsschutzversicherung) Risikomanagement GmbH (HVR)

Datenträger-/Aktenentsorgung Entsorgungsunternehmen

Druck-/Kuvertierarbeiten, Briefabholung Druckereien und Postdienstleister
und Versand

Forderungsmanagement, gerichtliches Rechtsanwälte Ohletz
und außergerichtliches Mahnverfahren, Rechtsanwalt Andreas Conzelmann
Beratung (juristisch), allgemeine Dienst-
leistung in begründeten Einzelfällen

IT-Dienstleistungen (Programmiertätig- Externe IT-Dienstleistungsunternehmen
keiten, User-Help-Desk, Hard- und 
Softwareimplementierung und 
-unterstützung, Archivierung von 
aufbewahrungspflichtigen Daten)

Marketing (Marktanalysen, Markt- Marketing- /Marktforschungsunternehmen,
forschung, Servicestudien, Kunden- Ratingagenturen, ASSEKURATA
befragungen – auch im Rahmen 
von Ratings)

Riester-Service, Rürup-Service, Renten- Gesamtverband der Deutschen
bezugsmitteilungs-Service, Zentralruf, Versicherungswirtschaft e.V. (GDV)
Notruf 

Prüfung von Kostenvoranschlägen, Prüfdienstleister, Sachverständige
Rechnungen, Schadenware

Reparatur, Sanierung, Ersatz Handwerksbetriebe, Sanierer, Werkstätten,
     Mietwagenunternehmen

Vermittlung von Reparaturaufträgen Innovation Group, Eurogarant AG

Aufgaben, zu deren Bearbeitung auch Gesundheitsdaten an Dritte weitergegeben werden
können

Übertragene Aufgaben Auftragnehmer/Dienstleistungskategorien
Alle zum Geschäftsbetrieb der ALTE LEIPZIGER Lebensversicherung a.G.
ALTE LEIPZIGER Pensionskasse AG und
der ALTE LEIPZIGER Pensionsfonds AG 
gehörenden Aufgaben

Anforderung von Arztberichten/Gutachten ACTINEO GmbH

Assistance-Leistungen, Rehabilitations- Assistance und Reha-Dienstleister,
maßnahmen, Hilfs- und Pflegeleistungen ROLAND Assistance GmbH (Pflege-Dienstleister)

Außenregulierung, berufskundliche Rückversicherer, Mercur Grip,
Gutachten, Rückversicherung Regulierungsbeauftragte

Erstellen von Sachverständigengutachten, Sachverständige, Gutachter, Ärzte 
Schadenprüfung, Belegprüfung (inkl. Ärztlicher Dienst der ALTE LEIPZIGER
     Lebensversicherung a.G.)

Juristische Beratung, Schadenbearbeitung Rechtsanwälte

Regressbearbeitung, Außenregulierung INTERSCHADEN GmbH

Schadenbearbeitung Schaden Service Schweitzer

Telefonischer Kundendienst Schaden Management Schweitzer GmbH

Übersetzungen Übersetzungsbüros

Gemeinsame Stammdatenverarbeitung der Gesellschaften im 
ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern

n ALTE LEIPZIGER Lebensversicherung a.G.
n HALLESCHE Krankenversicherung a.G.
n ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
n RECHTSSCHUTZ UNION Schaden GmbH
n ALTE LEIPZIGER Bauspar AG
n ALTE LEIPZIGER Trust Investment-Gesellschaft mbH
n ALTE LEIPZIGER Pensionskasse AG
n ALTE LEIPZIGER Pensionsfonds AG
n ALTE LEIPZIGER Pensionsmanagement GmbH
n ALTE LEIPZIGER Treuhand GmbH

Um die Anliegen im Rahmen der Antrags-, Anmelde-, Angebots-, Vertrags- und Leistungsab-
wicklung schnell, effektiv und kostengünstig bearbeiten zu können (z. B. Zuordnung von Post
und eingehenden Telefonaten), werden die Stammdaten der Antragsteller, Anmeldenden, 
Interessenten und Versicherten der Unternehmen im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE
Konzern in einer gemeinschaftlich genutzten Datenbank geführt. Diese Stammdaten um -
fassen Name, Adresse, Geburtsdatum und -ort, Kunden- und Versicherungsnummer, Konto- 
ver bindung, Telekommunikationsdaten sowie Sperrvermerke zu Werbung und Markt- /
Meinungsforschung. 

Die Datenverarbeitung umfasst ferner IT-Dienstleistungen sowie Verträge über die Nutzung 
von Räumlichkeiten und Technik.

Die Legitimationsgrundlage für eine Datenübermittlung an andere Stellen ergibt sich 
aus der Schweigepflichtentbindungserklärung und aus der Datenschutzerklärung im 
Antrag. Diese Maßgaben haben auch für die Versicherungsunternehmen     im 
ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern Gültigkeit. Ansonsten besteht eine getrennte
Datenhaltung in den einzelnen Unternehmen.
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F     Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von 
Gesundheitsdaten und geschützter Daten gemäß
§ 203 StGB sowie Schweigepflichtentbindungserklärung

Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundesdatenschutzgesetzes sowie
anderer Datenschutzvorschriften enthalten keine ausreichenden Rechtsgrundlagen für die
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre
Gesundheitsdaten für diesen Antrag/diese Angebotsanforderung und den Vertrag erheben und
verwenden zu dürfen, benötigt die ALTE LEIPZIGER daher Ihre datenschutzrechtliche(n) 
Einwilligung(en). 
Als Unternehmen der Unfallversicherung benötigt die ALTE LEIPZIGER ferner Ihre 
Schweigepflichtentbindung, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203 Strafgesetz-
buch geschützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, an andere
Stellen, z. B. Assistance-Dienstleister, Ru ̈ckversicherer, Hinweis- und Informationssystem (HIS)
weiterleiten zu dürfen. Die folgenden Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungs-
erklärungen sind für die Antragsprüfung sowie die Begründung, Durchführung oder Beendi-
gung Ihres Versicherungsvertrages in der ALTE LEIPZIGER unentbehrlich. Sollten Sie diese
nicht abgeben, wird der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein. 
Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und sonstiger nach 
§ 203 StGB geschu ̈tzter Daten durch die ALTE LEIPZIGER selbst (unter 1), bei der Weitergabe
an Stellen außerhalb der ALTE LEIPZIGER (unter 2) und wenn der Vertrag nicht zustande
kommt (unter 3). 
Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen wie Ihre Kinder,
soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erkennen und daher keine eigenen 
Erklärungen abgeben können.

1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten Gesundheitsdaten
durch die ALTE LEIPZIGER

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER die von mir in diesem Antrag /dieser Angebots-
anforderung und künftig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt,
soweit dies zur Antragspru ̈fung sowie zur Begründung, Durchführung oder Beendigung
dieses Versicherungsvertrages erforderlich ist. 

2. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB geschützter
Daten an Stellen außerhalb der ALTE LEIPZIGER

Die ALTE LEIPZIGER verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung
des Datenschutzes und der Datensicherheit

2.1  Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen)
Die ALTE LEIPZIGER führt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Risikoprüfung, die
Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, bei denen es zu einer
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer Gesundheitsdaten kommen kann, nicht 
immer selbst durch, sondern überträgt die Erledigung einer anderen Gesellschaft im 
ALTE LEIPZIGER–HALLESCHE Konzern oder einer anderen Stelle. Werden hierbei Ihre
nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, benötigt die ALTE LEIPZIGER Ihre
Schweigepflichtentbindung für sich und soweit erforderlich für die anderen Stellen.
Die ALTE LEIPZIGER führt eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kate-
gorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß Gesundheitsdaten für die ALTE LEIPZIGER
erheben, verarbeiten oder nutzen unter Angabe der übertragenen Aufgaben. Die zurzeit 
gültige Liste finden Sie unter Buchstabe E. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter
www.alte-leipziger.de/dienstleisterliste.pdf eingesehen oder beim betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten der ALTE LEIPZIGER (Anschrift: Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel,
Telefon: 06171 663927, E-Mail: datenschutz@alte-leipziger.de) angefordert werden. Fu ̈r die
Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an und die Verwendung durch die in der Liste genannten
Stellen benötigt die ALTE LEIPZIGER Ihre Einwilligung.

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesundheitsdaten an die in der oben
erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt und dass die Gesundheitsdaten dort für die
angeführten Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die
ALTE LEIPZIGER dies tun dürfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter des
ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzerns und sonstiger Stellen im Hinblick auf die
Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer
Schweigepflicht.

2.2  Datenweitergabe an Rückversicherungen
Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, kann die ALTE LEIPZIGER Rückversiche-
rungen einschalten, die das Risiko ganz oder teilweise übernehmen. In einigen Fällen bedie-
nen sich die Rückversicherungen dafür weiterer Rückversicherungen, denen sie ebenfalls Ihre
Daten übergeben. Damit sich die Rückversicherung ein eigenes Bild über das Risiko oder den
Versicherungsfall machen kann, ist es möglich, dass die ALTE LEIPZIGER Ihren Versiche-
rungsantrag/Ihre Angebotsanforderung oder Leistungsantrag der Rückversicherung vorlegt.
Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die Versicherungssumme besonders hoch ist oder es
sich um ein schwierig einzustufendes Risiko handelt.
Darüber hinaus ist es möglich, dass die Rückversicherung die ALTE LEIPZIGER aufgrund
ihrer besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung
von Verfahrensabläufen unterstützt. 
Haben Ruc̈kversicherungen die Absicherung des Risikos ub̈ernommen, können sie kontrollieren,
ob die ALTE LEIPZIGER das Risiko bzw. einen Leistungsfall richtig eingeschätzt hat. 
Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und Anträge im erforderlichen
Umfang an Rückversicherungen weitergegeben, damit diese überprüfen können, ob und in
welcher Höhe sie sich an dem Risiko beteiligen können. Zur Abrechnung von Prämienzahlun-
gen und Leistungsfällen können Daten ub̈er Ihre bestehenden Verträge an Ruc̈kversicherungen
weitergegeben werden. Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst anonymisierte
bzw. pseudonymisierte Daten, jedoch auch personenbezogene Gesundheitsangaben verwen-
det. 
Ihre personenbezogenen Daten werden von der Rückversicherung nur zu den vorgenannten
Zwecken verwendet. Über die Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an eine Rückversicherung
werden Sie durch die ALTE LEIPZIGER unterrichtet.

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten – soweit erforderlich – an Rückversicherungen
übermittelt und dort zu den genannten Zwecken verwendet werden. Soweit erforderlich, 
entbinde ich die für die ALTE LEIPZIGER tätigen Personen im Hinblick auf die Gesund-
heitsdaten und weiteren nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

2.3  Datenaustausch mit dem Hinweis- und Informationssystem (HIS)
Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und Leistungsfalleinschätzung das
Hinweis- und Informationssystem HIS, das derzeit die informa Insurance Risk and Fraud 
Prevention GmbH (informa IRFP GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden, www.informa-
irfp.de) betreibt. Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten, und erhöhte
Risiken kann die ALTE LEIPZIGER an das HIS melden. Die ALTE LEIPZIGER und andere
Versicherungen fragen Daten im Rahmen der Risikooder Leistungsprüfung aus dem HIS ab,
wenn ein berechtigtes Interesse besteht. Zwar werden dabei keine Gesundheitsdaten weiter-
gegeben, aber fu ̈r eine Weitergabe Ihrer nach § 203 StGB geschützten Daten benötigt die
ALTE LEIPZIGER Ihre Schweigepflichtentbindung. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
Vertrag mit Ihnen zustande gekommen ist oder nicht.

Ich entbinde die für die ALTE LEIPZIGER tätigen Personen von ihrer Schweigepflicht,
soweit sie Daten aus der Antrags- oder Leistungsprüfung an den jeweiligen Betreiber des
Hinweis - und Informationssystems (HIS) melden.

Sofern es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich ist, können ub̈er das HIS Versicherun-
gen ermittelt werden, mit denen Sie in der Vergangenheit in Kontakt gestanden haben, und
die über sachdienliche Informationen verfügen könnten. Bei diesen können die zur weiteren
Leistungsprüfung erforderlichen Daten erhoben werden (siehe Buchstabe C).

2.4  Datenweitergabe an selbstständige Vermittler
Die ALTE LEIPZIGER gibt grundsätzlich keine Angaben zu Ihrer Gesundheit an selbst-
ständige Vermittler weiter. Es kann aber in den folgenden Fällen dazu kommen, dass Daten,
die Rückschlüsse auf Ihre Gesundheit zulassen, oder gemäß § 203 StGB geschützte Informa-
tionen über Ihren Vertrag Versicherungsvermittlern zur Kenntnis gegeben werden. 
Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann der Sie betreuende
Vermittler Informationen daru ̈ber erhalten, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen (z. B.
Annahme mit Risikozuschlag, Ausschlüsse bestimmter Risiken) Ihr Vertrag angenommen
werden kann. Der Vermittler, der Ihren Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit welchem
Inhalt der Vertrag abgeschlossen wurde. Dabei erfährt er auch, ob Risikozuschläge oder Aus-
schlu ̈sse bestimmter Risiken vereinbart wurden. 
Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler kann es
zur Übermittlung der Vertragsdaten mit den Informationen über bestehende Risikozuschläge
und Ausschlüsse bestimmter Risiken an den neuen Vermittler kommen. Sie werden bei einem
Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler vor der Weitergabe von
Gesundheitsdaten informiert sowie auf Ihre Widerspruchsmöglichkeit hingewiesen.

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesundheitsdaten und sonstigen nach 
§ 203 StGB geschützten Daten in den oben genannten Fällen – soweit erforderlich – an den
für mich zuständigen selbstständigen Versicherungsvermittler übermittelt und diese dort
erhoben, gespeichert und zu Beratungszwecken genutzt werden dürfen.

Meine Einwilligung gilt entsprechend für die Datenweitergabe an und die Datenverarbei-
tung von Maklerpools oder anderen Dienstleistern (z. B. Betreiber von Vergleichssoftware,
Maklerverwaltungsprogrammen), die mein Vermittler zum Abschluss und zur Verwaltung
meiner Versicherungsverträge einschaltet. Die betreffenden Dienstleister kann ich bei
meinem Vermittler erfragen.

3. Speicherung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten, wenn der Vertrag nicht
zustande kommt

Kommt der Vertrag mit Ihnen nicht zustande, speichert die ALTE LEIPZIGER Ihre im 
Rahmen der Risikoprüfung erhobenen Gesundheitsdaten für den Fall, dass Sie erneut Versi-
cherungsschutz beantragen. Außerdem ist es möglich, dass die ALTE LEIPZIGER zu Ihrem
Antrag/Ihrer Angebotsanforderung einen Vermerk an das Hinweis- und Informationssystem
meldet, der an anfragende Versicherungen u ̈bermittelt wird (siehe Buchstabe C).
Die ALTE LEIPZIGER speichert Ihre Daten auch, um mögliche Anfragen weiterer Versiche-
rungen beantworten zu können. Ihre Daten werden bei der ALTE LEIPZIGER und im Hin-
weis- und Informationssystem bis zum Ende des dritten Kalenderjahres nach dem Jahr der
Antragstellung gespeichert.

Ich willige ein, dass die ALTE LEIPZIGER meine Gesundheitsdaten, wenn der Vertrag
nicht zustande kommt, für einen Zeitraum von drei Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres
der Antragstellung zu den oben genannten Zwecken speichert und nutzt.
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